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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

EMPFEHLUNG DER KOMMISSION

vom 8. April 1998

zur Zusammenschaltung in einem liberalisierten Telekommunikationsmarkt

(Teil 2 — Getrennte Buchführung und Kostenrechnung)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(98/322/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 97/33/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 30. Juni 1997 über die
Zusammenschaltung in der Telekommunikation im
Hinblick auf die Sicherstellung eines Universaldienstes
und der Interoperabilität durch Anwendung der Grund-
sätze für einen offenen Netzzugang (ONP) (1), insbeson-
dere auf Artikel 7 Absatz 5,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Richtlinie 97/33/EG überträgt den nationalen Regu-
lierungsbehörden für Telekommunikation eine wichtige
Rolle bei der Sicherstellung einer angemessenen Zusam-
menschaltung der Netze gemäß dem Gemeinschaftsrecht
und unter Beachtung der Empfehlungen, die von der
Kommission festgelegt werden, um die Entwicklung eines
echten europäischen Heimatmarkts zu fördern. Insbeson-
dere wird die Kommission in Artikel 7 Absatz 5 der
Richtlinie 97/33/EG aufgefordert, Empfehlungen zu
Kostenrechnungssystemen und zur Transparenz der
Kostenrechnung zu erstellen.

In Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie 97/33/EG ist vorge-
schrieben, daß bestimmte Organisationen, die von ihrer
nationalen Regulierungsbehörde als Organisationen mit
beträchtlicher Marktmacht gemeldet werden (im
folgenden „gemeldete Betreiber“), die Grundsätze der
Transparenz und Kostenorientierung für Zusammenschal-
tungsentgelte zu befolgen haben.

Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 97/33/EG verlangt von
gemeldeten Betreibern eine getrennte Buchführung für

ihre Tätigkeiten im Rahmen der Zusammenschaltung
einerseits, wobei sowohl intern als auch extern bereitge-
stellte Zusammenschaltungsdienstleistungen abgedeckt
werden, und über ihre übrigen Tätigkeiten andererseits, so
daß alle Faktoren der Kosten und Einnahmen mit den
dafür benutzten Berechnungsgrundlagen und den detail-
lierten Zurechnungsverfahren im Zusammenhang mit
ihrer Zusammenschaltungstätigkeit, einschließlich einer
dertaillierten Aufschlüsselung des Anlagevermögens und
der strukturellen Kosten, offengelegt werden.

Die Kommission ist in ihrer Empfehlung 98/195/EG
vom 8. Januar 1998 zur Zusammenschaltung in einem
liberalisierten Telekommunikationsmarkt (Teil 1 —
Zusammenschaltungsentgelte) (2) der Auffassung, daß die
Entgelte für die Zusammenschaltung am geeignetsten auf
der Grundlage der zukunftsrelevanten langfristigen durch-
schnittlichen zusätzlichen Kosten zu ermitteln sind, da
dies mit einem wettbewerbsorientierten Markt am besten
vereinbar ist. Dieser Ansatz schließt die Anwendung
berechtigter Aufschläge zur Deckung der zukunftsrele-
vanten Kosten und der Gemeinkosten eines effizienten
Betreibers, die unter Wettbewerbsbedingungen anfallen,
nicht aus.

Die Ermittlung von Zusammenschaltungsentgelten auf
der Grundlage zukunftsrelevanter langfristiger durch-
schnittlicher zusätzlicher Kosten setzt ein Kostenrech-
nungssystem voraus, das auf Wiederbeschaffungskosten
statt auf Anschaffungs-/Herstellungskosten beruht. Die
Kommission hat den Mitgliedstaaten in der Empfehlung
vom 8. Januar 1998 vorgeschlagen, ihren gemeldeten
Betreibern Fristen für die Umsetzung neuer aktivitäts-
orientierter Buchführungssysteme vorzugeben. Die zuneh-
mend komplizierter werdenden wirtschaftlich-techni-

(1) ABl. L 199 vom 26. 7. 1997, S. 32. (2) ABl. L 73 vom 12. 3. 1998, S. 42.
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schen „Bottom-up“-Modelle sind bisher noch nicht ausge-
reift, so daß für die überschaubare Zukunft eine Annähe-
rung von „Top-down“- und „Bottom-up“-Ansatz
empfohlen wird.

In Artikel 7 Absatz 5 der Richtlinie 97/33/EG werden die
nationalen Regulierungsbehörden aufgerufen sicherzu-
stellen, daß interessierten Parteien auf Anfrage eine
Beschreibung des Kostenrechnungssystems zur Verfügung
gestellt wird, aus der die Hauptkategorien, unter denen
die Kosten zusammengefaßt sind, sowie die Regeln für
die Zurechnung von Kosten auf die Zusammenschaltung
hervorgehen. Die Detaillierungsebene muß ausreichen,
um die Beziehung zwischen Kosten und Entgelten im
Zusammenhang mit den Netzkomponenten und Netz-
diensten (z. B. Auslastungsgrad) zu verdeutlichen. Ebenso
muß die Zurechnungsbasis für nicht zurechenbare Kosten
dargelegt werden. Die Einhaltung des Kostenrechnungs-
systems ist durch die nationale Regulierungsbehörde oder
ein anderes zuständiges Gremium, das unabhängig von
der Telekommunikationsorganisation handelt und durch
die nationale Regulierungsbehörde bestätigt wurde, zu
prüfen. Eine diesbezügliche Erklärung wird jährlich veröf-
fentlicht.

In Artikel 12 Absatz 1 und Artikel 13 Absatz 1 der Richt-
linie 95/62/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 13. Dezember 1995 zur Einführung des
offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprachtelefondienst (1)
ist vorgeschrieben, daß Tarife für die Nutzung des festen
öffentlichen Telefonnetzes und des Sprachtelefondienstes
den Grundsätzen der Kostenorientierung und der Trans-
parenz entsprechen müssen, einschließlich der Umset-
zung eines geeigneten Kostenrechnungssystems zu
diesem Zweck durch gemeldete Betreiber. Abgaben von
zusammengeschalteten Parteien im Rahmen von Rege-
lungen zum Ausgleich von „Zugangsdefiziten“ sind nur
zulässig, wenn die nationalen Regulierungsbehörden
Tarifbeschränkungen auferlegen, die gemäß Artikel 12
Absatz 2 der Richtlinie 95/62/EG mit den Zielen einer
universellen Telefondienstzugangsmöglichkeit im Zusam-
menhang stehen. Die Kommission hat in ihrer Mitteilung
vom 27. November 1996 über Bewertungskriterien für
nationale Systeme der Kostenrechnung und Finanzierung
im Universaldienst in der Telekommunikation und Leitli-
nien für die Mitgliedstaaten für die Anwendung dieser
Systeme (2) darauf hingewiesen, daß solche Regelungen
ihrer Auffassung nach bis zum 1. Januar 2000 abgeschafft
werden sollten.

Die Richtlinie 90/388/EWG der Kommission vom 28.
Juni 1990 über den Wettbewerb auf dem Markt für Tele-
kommunikationsdienste (3) in der Fassung der Richtlinie
96/2/EG (4) verlangt von den Mitgliedstaaten, einen wirk-
samen Wettbewerb unter den auf den relevanten Märkten
tätigen Betreibern zu gewährleisten. Insbesondere wird

von Betreibern, die sowohl Festnetze als auch Mobilfunk-
netze zur Verfügung stellen, Transparenz bezüglich der
Kostenrechnung gefordert.

Nach Artikel 2 der Richtlinie 95/51/EG der Kommission
vom 18. Oktober 1995 zur Änderung der Richtlinie
90/388/EG hinsichtlich der Aufhebung der Einschrän-
kungen bei der Nutzung von Kabelfernsehnetzen für die
Erbringung bereits liberalisierter Telekommunikations-
dienste (5) sind die Mitgliedstaaten aufgefordert, in Fällen,
in denen ein Betreiber das ausschließliche Recht besitzt,
öffentliche Telekommunikationsinfrastruktur bereitzu-
stellen, und darüber hinaus Kabelfernsehnetzinfrastruktur
bereitstellt, Transparenz der Buchführung zu gewährlei-
sten, ein diskriminierendes Verhalten zu verhindern und
insbesondere die Trennung der Rechnungsführung
bezüglich der Bereitstellung jedes Netzes und der Tätig-
keit als Anbieter von Telekommunikationsdiensten
sicherzustellen. Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie
97/33/EG verlangt von gemeldeten Betreibern, die beson-
dere oder ausschließliche Rechte für die Erbringung von
Diensten in anderen Sektoren (d. h. Kabel- oder Satelli-
tenfernsehen) besitzen, über die Telekommunikations-
und sonstigen Aktivitäten insoweit getrennt Buch zu
führen, als dies erforderlich wäre, wenn diese Tätigkeiten
von rechtlich unabhängigen Unternehmen ausgeübt
würden, oder eine strukturelle Trennung zwischen den
Telekommunikationstätigkeiten und sonstigen Tätig-
keiten vorzunehmen.

In Artikel 8 Absatz 3 der Richtlinie 97/33/EG ist vorge-
schrieben, daß Organisationen, die öffentliche Telekom-
munikationsnetze und/oder für die Öffentlichkeit zugäng-
liche Telekommunikationsdienste bereitstellen, ihrer
nationalen Regulierungsbehörde auf Anforderung unver-
züglich finanzielle Informationen mit dem erforderlichen
Detaillierungsgrad liefern müssen. Die nationalen Regu-
lierungsbehörden können solche Informationen, unter
Wahrung von Geschäftsgeheimnissen, veröffentlichen,
wenn dies zu einem offenen, wettbewerbsorientierten
Markt beiträgt.

Die Anwendung der in dieser Empfehlung dargelegten
Grundsätze läßt die Pflicht der Mitgliedstaaten und
Unternehmen zur strikten Einhaltung der Wettbewerbsre-
geln der Gemeinschaft unberührt, wobei die besonderen
Anforderungen der Mitteilung der Kommission über die
Anwendung der Wettbewerbsregeln auf Zugangsvereinba-
rungen im Telekommunikationsbereich zu beachten
sind (6).

Der Beratende Ausschuß, der nach Artikel 9 Absatz 1 der
Richtlinie 90/387/EG des Rates (7) eingesetzt wurde (im
folgenden „der ONP-Ausschuß“), unterstützt die in dieser
Empfehlung enthaltenen Grundsätze, und die Kommis-
sion hat den Äußerungen des Ausschusses soweit wie
möglich Rechnung getragen —

(1) ABl. L 321 vom 30. 12. 1995, S. 6.
(2) KOM(96) 608 endg.
(3) ABl. L 192 vom 24. 7. 1990, S. 10.
(4) ABl. L 20 vom 26. 1. 1996, S. 59.

(5) ABl. L 256 vom 26. 10. 1995, S. 49.
(6) ABl. C 76 vom 11. 3. 1997, S. 9.
(7) ABl. L 192 vom 24. 7. 1990, S. 1.
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EMPFIEHLT:

1. Diese Empfehlung betrifft die Einführung von
getrennter Buchführung und Kostenrechnungssy-
stemen durch Betreiber, die gemäß Artikel 8 Absatz 2
der Richtlinie 97/33/EG zur Umsetzung von Zusam-
menschaltungsverpflichtungen, insbesondere
hinsichtlich der Grundsätze der Transparenz und
Kostenorientierung, von der jeweiligen nationalen
Regulierungsbehörde als Betreiber mit beträchtlicher
Marktmacht gemeldet wurden (im folgenden „gemel-
dete Betreiber“).

Zweck der getrennten Buchführung ist es, eine aus
den Rechnungsbüchern hergeleitete Informationsana-
lyse vorzulegen, die das Ergebnis von Teilbereichen
eines Geschäfts mit der größtmöglichen Annäherung
so beschreibt, als handele es sich um getrennt
geführte Geschäfte.

2. Es wird den nationalen Regulierungsbehörden
empfohlen, von den jeweiligen gemeldeten Betrei-
bern zu fordern, ihre Betriebskosten, ihr eingesetztes
Kapital und ihre Erträge zumindest nach folgenden
weit gefaßten Geschäftstätigkeiten aufzugliedern:

Kernnetz (Vermittlungsinfrastruktur)

Das Kernnetz umfaßt die Erbringung von Zusam-
menschaltungsdiensten, Transitdiensten und Träger-
diensten für die Betreiber.

Ortsanschlußnetz (Teilnehmeranschluß-Infrastruk-
tur)

Das Ortsanschlußnetzgeschäft umfaßt die Anschal-
tung an das Telefonnetz (1).

Einzelkundengeschäft

Das Einzelkundengeschäft umfaßt hauptsächlich
Tätigkeiten im Zusammenhang mit der kommer-
ziellen Bereitstellung von Festnetztelefondiensten
und Mietleitungen für den Endbenutzer. Über jede
darin eingeschlossene Tätigkeit, die der Regulierung
unterliegt (z. B. Mietleitungen, Telefondienst), kann
getrennt Buch geführt werden.

Sonstige Tätigkeiten

„Sonstige Tätigkeiten“ umfassen Tätigkeiten der
gemeldeten Betreiber; dazu können nicht der Regu-
lierung unterliegende Tätigkeiten sowie sonstige
Arten regulierter Tätigkeiten zählen. Über regulierte
und nichtregulierte Tätigkeiten ist getrennt Buch zu
führen.

Der Erfassungsbereich jedes dieser Geschäfte ist im
Anhang in Abschnitt 1 definiert. Zwischen den
Geschäften anfallende Transferentgelte werden in
Abschnitt 2 beschrieben.

Die nationalen Regulierungsbehörden können sich
für eine weitergehende Aufgliederung innerhalb
dieser breit gefaßten Geschäftstätigkeiten entscheiden,
wobei durch einzelstaatliches und gemeinschaftliches
Recht festgelegte Transparenz- und Wettbewerbsan-
forderungen zu berücksichtigen sind (z. B. Mobilfunk,
Kabelfernsehen oder internationale Tätigkeiten).

3. Es wird empfohlen, die Zurechnung von Kosten,
eingesetztem Kapital und Erträgen gemäß den
Grundsätzen der Kostenverursachung (z. B. der aktivi-
tätsorientierten Kostenerfassung („ABC“)) vorzu-
nehmen.

Das Kostenerfassungssystem der gemeldeten
Betreiber muß ausreichend detailliert sein, um die
Kosten soweit wie möglich den aufgegliederten Netz-
komponenten zurechnen und dabei insbesondere die
Kosten für aufgegliederte Zusammenschaltungs-
dienste ermitteln zu können.

Ein gut definiertes Kostenzurechnungssystem ermög-
licht eine Zuweisung von mindestens 90 % der
Kosten auf Grundlage direkter oder indirekter
Kostenverursachung (2).

Es wird empfohlen, nicht zurechenbare Kosten (d. h.
Kosten, die sich nur willkürlich zuweisen lassen) in
einem gesonderten Konto deutlich auszuweisen und
durch die jeweilige nationale Regulierungsbehörde in
spezieller Weise (d. h. nach speziell von jedem
Mitgliedstaat festgelegten Regeln, gemäß den Wett-
bewerbsregeln der Gemeinschaft und unter Beach-
tung der Grundsätze von Transparenz und Verhältnis-
mäßigkeit aufgeteilt) zu behandeln.

Den nationalen Regulierungsbehörden wird
empfohlen, zur Einigung auf tragfähige Zurechnungs-
methoden und der speziellen Behandlung nicht zure-
chenbarer Kosten öffentliche Konsultationen mit den
Marktbeteiligten abzuhalten.

In Abschnitt 3 des Anhangs sind die empfohlenen
Grundsätze für die Erstellung getrennter Bücher im
Hinblick auf die Zuordnung von Kosten, einge-
setztem Kapital und Erträgen dargelegt.

Abschnitt 4 des Anhangs vermittelt eine Orientie-
rungshilfe zur Anwendung dieser Grundsätze auf die
Berechnung von Betriebskosten einschließlich
Abschreibungen; dasselbe erfolgt in Abschnitt 5 für
Kapitalkosten und eingesetztes Kapital sowie in
Abschnitt 6 für Einnahmen.

4. In der Empfehlung vom 8. Januar 1998 wurde den
nationalen Regulierungsbehörden empfohlen, den
gemeldeten Betreibern Fristen für die Einführung
neuer Kostenrechnungssysteme auf der Grundlage
der Wiederbeschaffungskosten zu setzen.

(1) Darunter fallen diejenigen Netzkomponenten, die einem spe-
ziellen Kunden zugewiesen sind, unter anderem die Ortsan-
schlußleitungen sowie die an Konzentratoren und/oder Ver-
mittlungsstellen befindlichen Leitungsanschlußkarten und
Ports.

(2) Direkt zurechenbar sind Kosten, die sich unmittelbar und
eindeutig zu einem Dienst oder Produkt in Beziehung setzen
lassen. Indirekt zurechenbare Kosten sind Kosten, die auf-
grund ihrer Beziehung zu den direkt zurechenbaren Kosten
auf einer nichtwillkürlichen Basis zu Diensten oder Produk-
ten in Beziehung gebracht werden können (z. B. durch die
Anwendung von Auslastungsgraden auf jeden Verbrauch ge-
meinsamer Ressourcen).
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Es wird vorgeschlagen, die Methodik und Kriterien
für die Bewertung von Netzanlagevermögen auf der
Grundlage ihres Wiederbeschaffungswerts durch die
nationalen Regulierungsbehörden nach öffentlicher
Konsultation mit den Marktbeteiligten festlegen zu
lassen.

Die Bewertung von Netzanlagevermögen nach
seinem zukunftsrelevanten bzw. Wiederbeschaffungs-
wert für einen effizienten Betreiber, das heißt nach
Preisen, wie sie auf einem hart umkämpften Markt
herrschen würden, ist ein entscheidendes Element der
auf Wiederbeschaffungskosten beruhenden Methodik
der Kostenrechnung (CCA, „Current Cost Account-
ing“). Dazu ist der auf Abschreibungen entfallende
Anteil der Betriebskosten auf der Grundlage des
Wiederbeschaffungswerts für äquivalentes Anlagever-
mögen zu berechnen und demzufolge auch die Erfas-
sung des eingesetzten Kapitals auf Wiederbeschaf-
fungskostenbasis vorzunehmen.

Die Anlage zum Anhang vermittelt Orientierungs-
hilfen zu zeitgemäßen Methoden der Bewertung von
Anlagevermögen und der Kostenanpassung auf der
Grundlage der Wiederbeschaffungskosten.

5. Hinsichtlich der Herleitung der Zusammenschal-
tungsentgelte kann es für die nationalen Regulie-
rungsbehörden erforderlich sein, unter Berücksichti-
gung des Umstands, daß die Anwendung von CCA-
Werten auf das Netz die Kosten eines effizienten
Betreibers nicht unbedingt in vollem Umfang wider-
spiegelt, Effizienzfaktoren zugrunde zu legen (1). Die
in der Empfehlung vom 8. Januar 1998 beschriebene
„beste Praxis für die Festsetzung von Zusammen-
schaltungsentgelten“ bietet hierfür einen geeigneten
Rahmen.

6. Es wird empfohlen, von Betreibern, die eine
getrennte Buchführung vornehmen müssen, für jedes
gesonderte Geschäft die Vorlage einer Gewinn- und
Verlustrechnung sowie einer Bilanz zu verlangen.
Transferentgelte bzw. Käufe zwischen den einzelnen
Geschäftsbereichen sind eindeutig auszuweisen.

Abschnitt 7 des Anhangs gibt Auskunft über
Empfehlungen zu Inhalt und Formaten der von den
gemeldeten Betreibern gemäß regulatorischen Anfor-
derungen vorzulegenden Finanzberichte.

Um Einheitlichkeit zu gewährleisten, wird
empfohlen, diese gesonderten Finanzberichte in eine
Gewinn- und Verlustrechnung sowie eine Bilanz für
das Unternehmen als Ganzes konsolidieren zu lassen.
Ebenso wird eine Abstimmung der aus regulatori-
schen Gründen getrennten Abschlüsse mit den

gesetzlich vorgeschriebenen Abschlüssen vorge-
schlagen.

7. Es wird empfohlen, daß die nationalen Regulierungs-
behörden interessierten Mitbewerbern auf Anforde-
rung relevante Abrechnungsinformationen mit dem
erforderlichen Detaillierungsgrad liefern, um sicher-
zustellen, daß keine unrechtmäßige Diskriminierung
zwischen den intern und den nach außen bereitge-
stellten Diensten vorlag, sowie um die Ermittlung von
Durchschnittskosten der aufgegliederten Zusammen-
schaltungsdienste zu ermöglichen.

In diesem Zusammenhang wäre es zu begrüßen, daß
die gemeldeten Betreiber ausreichend detaillierte
Kostenangaben zur Verfügung stellen, denen die
durchschnittlichen Kosten der Netzkomponenten
entnommen werden können; dies würde zu mehr
Transparenz führen und könnte auf Seiten der Wett-
bewerber Befürchtungen hinsichtlich wettbewerbs-
verzerrender Quersubventionen abbauen. Dies ist
besonders wichtig bei der grenzüberschreitenden
Zusammenschaltung und bei internationalen Tätig-
keiten.

Ferner wird empfohlen, daß die nationalen Regulie-
rungsbehörden in Mitgliedstaaten, in denen Systeme
zur Finanzierung von Universaldienstverpflichtungen
und/oder Ausgleichsentgelte für Zugangsdefizite zur
Anwendung kommen, ebenso ausreichende Abrech-
nungsinformationen der gemeldeten Betreiber offen-
legen, um sicherzustellen, daß keine Diskriminierung
hinsichtlich der anderen Betreiber und der intern
(implizit) in Rechnung gestellten Entgelte vorliegt.

8. Diese Buchführungsleitlinien betreffen die ordnungs-
politisch vorgeschriebene Berichterstattung und
sollen nicht an die Stelle gesetzlich vorgeschriebener
Finanzberichte treten, wie sie im jeweiligen Mitglied-
staat gefordert sein können.

9. Diese Empfehlung wird von der Kommission bis
spätestens 31. Juli 1999 überprüft.

10. Diese Empfehlung ist an alle Mitgliedstaaten
gerichtet.

Brüssel, den 8. April 1998

Für die Kommission

Martin BANGEMANN

Mitglied der Kommission

(1) So geht vielleicht ein Teil des Anlagevermögens über die Er-
fordernisse hinaus, oder die Netzarchitektur ist nicht optimal.
Die Einführung eines wirtschaftlich-technischen „Bottom-
up“-Modells wird dazu beitragen, Informationen über derartige
Ineffizienzen zu liefern.
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ANHANG

LEITLINIEN FÜR DIE GETRENNTE BUCHFÜHRUNG

1. Getrennte Buchführung

1.1. Ortsanschlußnetz

Ein Ortsanschlußnetz stellt den Anschluß an die Kernnetze her. In den Büchern für das Ortsanschlußnetz-
geschäft werden Kosten und eingesetztes Kapital im Zusammenhang mit der Einrichtung und Erhaltung
dieser Anschlüsse erfaßt.

Zwecks getrennter Buchführung werden dem Ortsanschlußnetzgeschäft alle teilnehmerseitigen Netzkompo-
nenten zugerechnet, so zum Beispiel Leitungsanschlußkarten und Ports an Konzentratoren und/oder
Vermittlungsstellen. Alle sonstigen Netzkomponenten zählen zum Kernnetzgeschäft.

Teilnehmeranschlüsse werden als ein Dienst des Einzelkundengeschäfts angesehen. Einnahmen aus der
Bereitstellung von Anschlüssen für Endbenutzer werdem demzufolge dem Einzelkundengeschäft zuge-
schrieben. Demgegenüber müssen Einnahmen von ausgegliederten Teilnehmeranschlüssen, sofern diese
anderen Marktbeteiligten zur Verfügung gestellt werden, dem Ortsanschlußnetzgeschäft zugewiesen werden.

Die Kosten für die Bereitstellung von Teilnehmerleitungen werden daher zunächst unter Ortsanschlußnetz
geführt, wobei ein Transfer der Kosten zum Einzelkundengeschäft erforderlich sein wird, um die Erträge den
dazugehörigen Kosten gegenüberzustellen. Bei den auf das Einzelkundengeschäft übertragenen Kosten sollte
es sich um Nettobeträge ohne etwaige Ortsanschlußgebühreneinnahmen wie Teilnehmeranschlußein-
nahmen von anderen Marktbeteiligten oder Ausgleichsbeträge für Zugangsdefizite (siehe Abschnitt 2.2)
handeln.

1.2. Kernnetz

Das Kernnetzgeschäft stellt eine Reihe interner und externer Zusammenschaltungsdienste auf Großhan-
delsebene bereit, die es den Teilnehmern eines bestimmten Betreibers ermöglichen, mit Teilnehmern
desselben oder eines anderen Betreibers zu kommunizieren oder auf von einem anderen Betreiber angebo-
tene Dienste zurückzugreifen. Zu diesen Diensten zählen die Vermittlung und Weiterleitung von
Gesprächen. Darüber hinaus kann das Kernnetzgeschäft weitere Dienste für Betreiber bereitstellen, unter
anderem technische Dienstleistungen für Aufbau und Wartung von Unternehmensnetzen sowie im Zusam-
menhang mit der Entwicklung des Wettbewerbs (z. B. Nummernübertragbarkeit und Betreiberwahl).

In die Bücher für das Kernnetzgeschäft gehen Kosten, Erträge und eingesetztes Kapital im Zusammenhang
mit der Bereitstellung dieser Dienste ein. Die Erträge des Kernnetzgeschäfts werden sich in der Hauptsache
aus dem Verkauf von Zusammenschaltunsdiensten an das Einzelkundengeschäft und an andere Betreiber
herleiten.

Sofern nationale Vorschriften die Bereitstellung von Übertragungsstrecken im Großhandelsgeschäft zulassen,
sollten daraus resultierende Erträge unter Kernnetzgeschäft verbucht werden.

1.3. Einzelhandel

Zum Einzelkundengeschäft zählen alle Tätigkeiten des Verkaufs von Sprachtelefondiensten an Endbenutzer,
einschließlich Teilnehmeranschlüsse, Mietleitungen, Gesprächsverbindungen, öffentliche Telefone und
Auskunftsdienste.

Die Bücher für das Einzelkundengeschäft sollen Kosten, Erträge und eingesetztes Kapital im Zusammen-
hang mit der Erbringung dieser Dienste für Endbenutzer beinhalten. Zu den dem Einzelkundengeschäft
zugerechneten Kosten gehören Transferentgelte für die Nutzung von Netzressourcen bzw. -diensten, die
durch das Ortsanschlußnetzgeschäft und das Kernnetzgeschäft bereitgestellt werden, sowie die Kosten für
Marketing und Gebührenabrechnung im Zusammenhang mit der Bereitstellung von Diensten für Endbe-
nutzer.

Die nationalen Regulierungsbehörden müssen Überlegungen anstellen, inwieweit die Einzelhandelsbücher
aufzugliedern sind, um weitere Unterscheidungen zwischen Kosten und Erträgen für einzelne Dienste unter
Berücksichtigung der Transparenzforderungen gemäß einzelstaatlichen und Gemeinschaftsrecht vornehmen
zu können. Getrennte Kostenrechnungen sollten für jede der Regulierung unterliegende Tätigkeit des
Einzelkundengeschäfts erstellt werden. Es wäre jedoch unbillig, getrennte Kostenrechnungen für Tätigkeiten
zu verlangen, die nicht der Kontrolle von Regulierungsbehörden unterliegen (1).

(1) Im Prinzip dürfte sich das Ausmaß, in dem für einzelne Tätigkeiten des Einzelkundengeschäfts getrennte Kostenrech-
nungen erstellt werden, angesichts des verstärkten Wettbewerbs bei der Erbringung von Diensten im Laufe der Zeit ver-
ringern.
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1.4. Sonstige Tätigkeiten

In der Regel stellen etablierte Betreiber ein breites Spektrum sonstiger Dienste bereit, darunter Verleih,
Reparatur und Wartung von Teilnehmereinrichtungen. Darüber hinaus können Beteiligungen an Tätigkeiten
außerhalb der Telekommunikation (z. B. an Fernsehsendern) vorliegen. Kosten, Erträge und eingesetzes
Kapital im Zusammenhang mit solchen Tätigkeiten werden im Hinblick auf die getrennte Buchführung
gesondert ausgewiesen.

Die nationalen Regulierungsbehörden könnten Überlegungen anstellen, ob für einige solcher zusätzlichen
Tätigkeiten Einzelkonten erstellt werden sollten. Von besonderer Relevanz könnte dies für jene etablierten
Betreiber sein, die ihre Mobilfunkaktivitäten nicht als gesondertes Geschäft durchführen. Den nationalen
Regulierungsbehörden wird es im einzelnen überlassen sein, unter Berücksichtigung der Transparenzforde-
rungen gemäß einzelstaatlichem und Gemeinschaftsrecht festzulegen, inwieweit für diese Tätigkeiten geson-
derte Kostenrechnungen zu erstellen sind.

2. Transferentgelte

In diesem Abschnitt der Leitlinien werden die Grundsätze aufgeführt, nach denen Betreiber verfahren
müssen, um die Kosten für intern genutzte Dienste oder Produkte abzurechnen.

Auf Dienste und Produkte, die einem Geschäftsfeld von einem anderen (zum Beispiel dem Ortsanschluß-
netzgeschäft, Kernnetzgeschäft oder Einzelkundengeschäft) erbracht werden, sollten Transferentgelte zur
Anwendung kommen.

Die zur Anwendung gebrachten Transferentgelte sind stichhaltig zu begründen, und jedes Entgelt sollte
belegbar sein. Die Entgelte sollten nichtdiskriminierend sein, und wie in Abschnitt 7 besprochen, sollten die
Transferentgelte in den getrennten Kostenrechnungen transparent sein.

2.1. Bemessung der internen Nutzung

Die Transferentgelte für interne Nutzung sollten als das Produkt von Nutzung und Gebühreneinheiten
bestimmt werden. Das Entgelt für interne Nutzung sollte der Gebühr entsprechen, die erhoben würde, würde
der Dienst bzw. das Produkt extern verkauft.

Zwecks getrennter Kostenrechnungen sollte davon ausgegangen werden, daß das Einzelkundengeschäft eines
Betreibers für denselben Dienst dasselbe Zusammenschaltungsentgelt zahlt.

2.2. Ausgleichszahlungen für Zugangsdefizite und Universaldienstabgaben

Die Zusammenschaltungsrichtlinie verlangt die Trennung der Entgelte für die Zusammenschaltung von den
Entgelten für den Universaldienst, einschließlich etwaiger Entgelte, die erhoben werden können, wenn
Betreibern von den nationalen Regulierungsbehörden Beschränkungen bei der Anpassung der Tarife aufer-
legt werden („Ausgleichszahlungen für Zugangsdefizite“, ADC). Die Kommission wies darauf hin, daß die
Erreichung ausgewogener Tarife bis zum 1. Januar 2000 abgeschlossen sein sollte. Eine Ausnahme bilden
diejenigen Mitgliedstaaten, denen gemäß der Richtlinie zur Einführung des vollständigen Wettbewerbs (1)
eine Verlängerung der Einführungsfrist gewährt wurde.

In Mitgliedstaaten, in denen Regelungen zum Ausgleich von Zugangsdefiziten zur Anwendung kommen,
sollten die ADC dem Ortsanschlußnetzgeschäft zugerechnet werden. Die ADC würden von anderen Betrei-
bern und vom Einzelkundengeschäft eingeholt. Es sollte kein Unterschied gemacht werden zwischen ADC,
die dem Einzelkundengeschäft eingeholt, und solchen, die anderen Betreibern berechnet werden.

In Mitgliedstaaten, in denen Regelungen zur Finanzierung von Universaldienstverpflichtungen zur Anwen-
dung kommen, sollten etwaige Abgaben — und zwar sowohl intern wie auch von anderen Betreibern erfol-
gende Zahlungen — gesondert in den Kostenrechnungen ausgewiesen werden. Ebenso wie für ADC gilt,
daß keine Diskriminierung zwischen den anderen Betreibern und den intern berechneten Abgaben
vorliegen soll.

3. Grundsätze der Kostenzurechnung

In diesem Abschnitt werden die Grundsätze dargelegt, die hinsichtlich der Zurechnung von Kosten,
Erträgen und eingesetztem Kapital beim Erstellen getrennter Kostenrechnungen befolgt werden sollten. Die
Anwendung dieser Grundsätze auf Betriebskosten, eingesetztes Kapital und Erträge wird in den Abschnitten
4, 5 bzw. 6 näher erläutert.

(1) Quelle: Mitteilung der Kommission über Bewertungskriterien für nationale Systeme der Kostenrechnung und Finanzie-
rung im Universaldienst in der Telekommunikation und Leitlinien für die Mitgliedstaaten für die Anwendung dieser Sy-
steme, KOM(96) 608 endg., Brüssel, 11. November 1996.
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Von Bedeutung könnten diese Grundsätze auch für die Festlegung von Zusammenschaltungsentgelten für
aufgegliederte Zusammenschaltungsdienste sein, wofür die Kostenerfassungssysteme der Betreiber ausrei-
chend detailliert werden müßten, um die Zurechung von Kosten zu aufgegliederten Netzkomponenten
soweit wie möglich zu gewährleisten. Eventuell müßten jedoch bei der Festlegung von Entgelten für
spezielle Zusammenschaltungsdienste noch eine Reihe zusätzlicher Faktoren — so zum Beispiel die Kosten-
relevanz — berücksichtigt werden (1). Diese Fragen würden jedoch den Rahmen dieser Leitlinien sprengen.

3.1. Grundsätze

Die getrennte Buchführung sollte auf dem Verursachungsprinzip beruhen, was bedeutet, daß Kosten (2) und
Erträge denjenigen Diensten oder Produkten zuzurechnen sind, die die jeweiligen Kosten bzw. Erträge
ursächlich bedingen. Dazu ist die Einführung geeigneter und detaillierter Kostenzurechnungsmethoden
erforderlich. In der Praxis verlangt dies von Betreibern,

— jeden Posten (Kosten, eingesetztes Kapital und Erträge) zu prüfen,

— die Ursache für das Entstehen des jeweiligen Postens zu ermitteln sowie

— den Posten je nach Ursache einem einzelnen Geschäftsbereich zuzuordnen.

Alle Kostenzurechnungen unterliegen einer möglichen Prüfung durch die nationalen Regulierungsbehörden.

Jeder Kosten- und Ertragsposten muß den von den Betreibern erstellten Diensten und Produkten zuge-
rechnet werden. Im Fall von Erträgen wird davon ausgegangen, daß so gut wie alle Erträge direkt den Dien-
sten oder Produkten zugeordnet werden können, auf die sie sich beziehen. Für die Kosten trifft dies
hingegen nicht zu, da sich ganz unterschiedliche Dienste und Produkte einen relativ hohen Anteil der
Betreiberkosten teilen.

3.2. Methodik für den Kostenzurechnungsprozeß

Abbildung 1 zeigt einen typischen Kostenzurechnungsprozeß. Es sei darauf hingewiesen, daß der tatsäch-
liche Prozeß der Kostenzurechnung davon abweichen kann, und zwar in Abhängigkeit von der Organisa-
tionsstruktur des Unternehmens sowie der (den Methode(n) der Erfassung von Finanz-/Betriebsdaten, und
sich daher weitaus komplizierter und komplexer darstellen kann, als aus Abbildung 1 hervorgeht. Wichtig ist
jedoch, daß das letztendliche Ziel der Kostenzurechnung dasselbe ist.

Ausgangspunkt für den Prozeß sind die Informationen und Daten, die im Hauptbuch oder in anderen
Systemen zur Erfassung der Kosten und Finanzen des Unternehmens verzeichnet sind. Die in diesen
Systemen enthaltenen Kosteninformationen lassen sich in Betriebskosten, Kapitalkosten und buchtech-
nische Einträge wie Abschreibungen unterteilen.

Die Kosten könnten entweder unmittelbar Diensten zugerechnet werden oder aber Kostenpools der Katego-
rien Netzkomponenten, verwandte Funktionen oder sonstige Funktionen. Diese sind wie folgt definiert:

Dienste

Kosten, die sich direkt mit einem bestimmten Dienst in Verbindung bringen lassen. In diesem Sinn bezieht
sich der Begriff „Dienst“ sowohl auf Endbenutzerdienste (z. B. das Aufstellen von öffentlichen Fernsprechern)
als auch auf intermediäre Dienste (z. B. Netzdienste).

Netzkomponenten

Dieser Pool beinhaltet die Kosten, die sich auf die verschiedenen Komponenten der Übertragung, die
Vermittlung sowie sonstige Netzanlagen und -systeme beziehen. Dabei handelt es sich um Kosten für Netz-
komponenten, die sich nicht unmittelbar einem bestimmten Dienst zurechnen lassen, da sie zur Bereitstel-
lung einer ganzen Reihe von Diensten genutzt werden.

Verwandte Funktionen

In diesem Pool enthalten sind die Kosten von Funktionen, die für die Bereitstellung von Diensten für den
Endkunden erforderlich sind, wie Gebührenabrechnung, Wartung und Kundendienst.

Sonst ige Funktionen

Dieser Pool umfaßt die Kosten von Funktionen, die nicht mit einem bestimmten Dienst in Verbindung
stehen, jedoch einen wichtigen Bestandteil der Operationen des Unternehmens darstellen, z. B. Planungs-,
Personal- und allgemeine Finanzierungskosten.

(1) Die Art der Faktoren dürfte sich angesichts wechselnder Marktanforderungen mit der Zeit allerdings verändern.
(2) Einschließlich der Betriebs- und Kapitalkosten.
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Wie bereits angemerkt, erfolgt die Einrichtung von Kostenpools über einen mehrschichtigen Ansatz, bis die
Kosten schließlich den Diensten zugerechnet werden. Bei diesen schrittweisen Zurechnungen werden geeig-
nete Ursachen zugrunde gelegt. Die einzelnen Schritte sind nachstehend zusammengefaßt:

Schri t t 1

Die Zurechnung sonstiger Funktionen zu verwandten Funktionen, Netzelementen und Diensten.

Schri t t 2

Die Zurechnung der Kosten von verwandten Funktionen zu Diensten und Netzelementen.

Schri t t 3

Die Zurechnung von Netzkomponenten zu Diensten.

Schri t t 4

Die Zusammenfassung von Diensten zu Geschäften (gemäß den Definitionen im Sinne der getrennten
Buchführung).

Jeder der oben dargestellten Zurechnungsschritte kann eine Reihe detaillierter Teilschritte beinhalten, insbe-
sondere dann, wenn die anfängliche Erfassung der Kosteninformationen auf einer aggregierten Ebene vorge-
nommen wurde. Besteht die Möglichkeit einer Zurechnung über eine Reihe direkter oder indirekter Zurech-
nungsschritte, so ist dieses Verfahren einer Zurechnung durch einen willkürlichen Einzelschritt vorzuziehen.
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Abbildung 1
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Es ist zu erwarten, daß Telekommunikationsbetreiber Auswahlverfahren durchführen und regelmäßige Tätig-
keitsprüfungen vornehmen müssen, um die Kosten (einschließlich Kapitalkosten) den von ihnen bereitge-
stellten Diensten und anschließend den zwecks getrennter Buchführung definierten Geschäftsfeldern
zurechnen zu können. So wäre es zum Beispiel möglich, mittels in regelmäßigen Abständen durchgeführter
Analysen der von Mitarbeitern im telefonischen Kundendienst erledigten Aufgaben die Zeit zu ermitteln, die
von diesen Mitarbeitern auf verschiedene Aufgaben verwendet wird. Anhand dieser Informationen lassen sich
dann die im Zusammenhang mit diesem Personal anfallenden Kosten — entweder direkt oder indirekt —
den vom jeweiligen Betreiber erbrachten Diensten zurechnen.

4. Betriebskosten

Dieser Teil der Leitlinien befaßt sich mit der Anwendung der in Abschnitt 3 beschriebenen Prinzipien auf
die Betriebskosten von Betreibern, einschließlich Abschreibungen.

Anwendung auf Betriebskosten

Der im vorangegangenen Abschnitt dargelegte Kostenzurechnungsprozeß betrifft im Grundsatz sowohl
Betriebs- als auch Kapitalkosten. Tabelle 4.1 enthält eine Zusammenfassung möglicher Zurechnungs- und
Zuweisungsmethoden für Betriebskosten nach folgenden Rubriken:

— Abschreibungen,

— Diensterbringungs-, Einrichtungs- und Wartungskosten,

— Netzplanungs- und -entwicklungskosten,

— Netzmanagementkosten,

— Marketing und Vertriebskosten,

— Gebührenabrechnungs- und Einzugskosten,

— Handvermittlungsdienstkosten,

— Kosten für Telefonauskunftsdienst,

— Zahlungen an andere Betreiber sowie

— flankierende Kosten.

Diese Rubriken dienen allein der Illustration. Keineswegs sind sie dazu bestimmt, die Art und Weise zum
Ausdruck zu bringen, wie Betreiber ihre Kosten erfassen sollen. Sie sollen lediglich eine grobe Orientierung
bieten. Die einzelnen Betreiber müssen selbst spezifische, ihren gegenwärtigen Methoden der Erfassung und
Verbuchung von Kosten entsprechende Zurechnungsverfahren entwickeln und gegebenfalls im Laufe der
Zeit verfeinern.

Die letzte Spalte in Tabelle 4.1 weist auf die Hauptgeschäftsfelder hin, denen der Großteil der jeweiligen
Betriebskosten erwartungsgemäß zuzurechnen wäre.



¬ ¬DE Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenL 141/16 13. 5. 98
T

a
be

ll
e

4.
1

Z
ur

ec
h
n
un

gs
m

et
h
od

en
fü

r
B

et
ri

eb
sk

os
te

n
(1 )

B
et

ri
eb

s-
ko

st
en

ka
te

go
ri

e
B

es
ch

re
ib

un
g

Z
ur

ec
hn

un
gs

m
et

ho
de

H
au

pt
ge

sc
hä

ft
sf

el
de

r

A
bs

ch
re

ib
un

ge
n

A
bs

ch
re

ib
un

ge
n

D
ie

Z
ur

ec
hn

un
g

vo
n

A
bs

ch
re

ib
un

ge
n

so
llt

e
en

ts
pr

ec
he

nd
de

r
Z

ur
ec

hn
un

g
de

r
A

nl
ag

eg
eg

en
st

än
de

er
fo

lg
en

,
au

f
di

e
si

e
si

ch
be

zi
eh

en
(s

ie
he

A
bs

ch
ni

tt
5)

.
A

lle

B
er

ei
ts

te
llu

ng
un

d
In

st
al

la
tio

n
vo

n
E

in
ri

ch
tu

ng
en

Lo
hn

-
un

d
G

eh
al

ts
ko

st
en

N
ac

h
M

ög
lic

hk
ei

t
di

re
kt

zu
N

et
zk

om
po

ne
nt

en
/s

on
st

ig
e

A
nl

ag
en

;
an

de
rn

fa
lls

au
f

G
ru

nd
la

ge
de

s
Z

ei
ta

uf
w

an
ds

fü
r

di
e

In
st

al
la

tio
ns

ar
be

ite
n.

K
er

nn
et

z,
O

rt
sa

ns
ch

lu
ßn

et
z

In
st

al
la

tio
ns

-,
ve

rt
ra

gl
ic

he
un

d
W

ar
tu

ng
sk

os
te

n
N

ac
h

M
ög

lic
hk

ei
t

di
re

kt
zu

N
et

zk
om

po
ne

nt
en

/s
on

st
ig

e
A

nl
ag

en
au

f
de

r
G

ru
nd

-
la

ge
de

r
in

st
al

lie
rt

en
bz

w
.

ge
w

ar
te

te
n

A
nl

ag
e.

K
er

nn
et

z,
O

rt
sa

ns
ch

lu
ßn

et
z

W
ar

tu
ng

s-
un

d
R

ep
ar

at
ur

ko
st

en
Lo

hn
-

un
d

G
eh

al
ts

ko
st

en
N

ac
h

M
ög

lic
hk

ei
t

di
re

kt
zu

N
et

zk
om

po
ne

nt
en

/s
on

st
ig

e
A

nl
ag

en
;

an
de

rn
fa

lls
au

f
G

ru
nd

la
ge

de
s

Z
ei

ta
uf

w
an

ds
fü

r
di

e
In

st
al

la
tio

ns
ar

be
ite

n.
K

er
nn

et
z,

O
rt

sa
ns

ch
lu

ßn
et

z

So
ns

tig
e

K
os

te
n

N
ac

h
M

ög
lic

hk
ei

t
di

re
kt

zu
N

et
zk

om
po

ne
nt

en
/s

on
st

ig
e

A
nl

ag
en

.
K

er
nn

et
z,

O
rt

sa
ns

ch
lu

ßn
et

z

N
et

zp
la

nu
ng

s-
un

d
-e

nt
w

ic
k-

lu
ng

sk
os

te
n

Lo
hn

-
un

d
G

eh
al

ts
ko

st
en

so
w

ie
ex

te
rn

e
K

os
te

n
N

ac
h

M
ög

lic
hk

ei
t

di
re

kt
zu

N
et

zk
om

po
ne

nt
en

/s
on

st
ig

e
A

nl
ag

en
.

K
er

nn
et

z,
O

rt
sa

ns
ch

lu
ßn

et
z

N
et

zm
an

ag
em

en
tk

os
te

n
Lo

hn
-

un
d

G
eh

al
ts

ko
st

en
D

en
N

et
zk

om
po

ne
nt

en
/s

on
st

ig
en

A
nl

ag
en

au
f

de
r

G
ru

nd
la

ge
de

s
Z

ei
ta

uf
w

an
ds

de
r

M
ita

rb
ei

te
r

zu
r

V
er

w
al

tu
ng

je
de

s
A

nl
ag

en
ty

ps
zu

re
ch

ne
n.

K
er

nn
et

z,
O

rt
sa

ns
ch

lu
ßn

et
z

So
ns

tig
e

K
os

te
n

na
ch

M
ög

lic
hk

ei
t

di
re

kt
zu

N
et

zk
om

po
ne

nt
en

/s
on

st
ig

e
A

nl
ag

en
au

f
de

r
G

ru
nd

la
ge

de
r

ve
rw

al
te

te
n

A
nl

ag
e.

K
er

nn
et

z,
O

rt
sa

ns
ch

lu
ßn

et
z

M
ar

ke
tin

g-
un

d
V

er
tr

ie
bs

ko
st

en
Lo

hn
-

un
d

G
eh

al
ts

ko
st

en
N

ac
h

M
ög

lic
hk

ei
t

di
re

kt
zu

Pr
od

uk
te

n
un

d
D

ie
ns

te
n;

an
de

rn
fa

lls
au

f
G

ru
nd

la
ge

de
s

A
rb

ei
ts

ze
ita

uf
w

an
ds

au
f

di
e

Pr
od

uk
te

ve
rt

ei
le

n.
E

in
ze

lk
un

de
ng

es
ch

äf
t

K
os

te
n

fü
r

V
er

ka
uf

vo
n

E
in

ri
ch

-
tu

ng
en

D
ie

ns
te

fü
r

T
ei

ln
eh

m
er

ei
nr

ic
ht

un
ge

n
„S

on
st

ig
en

T
ät

ig
ke

ite
n“

zu
re

ch
ne

n.
So

ns
tig

e
T

ät
ig

ke
ite

n

Ö
ff

en
tli

ch
ke

its
ar

be
it

W
er

be
ak

tio
ne

n
M

ar
kt

fo
rs

ch
un

g
V

er
tr

ie
bs

ho
no

ra
re

So
ns

tig
e

K
os

te
n

N
ac

h
M

ög
lic

hk
ei

t
di

re
kt

zu
Pr

od
uk

te
n

un
d

D
ie

ns
te

n.
A

nd
er

en
fa

lls
so

llt
en

di
e

K
os

te
n,

w
en

n
D

ie
ns

tp
ak

et
e

ve
rm

ar
kt

et
od

er
be

w
or

be
n

w
er

de
n,

au
f

an
ge

m
es

se
ne

r
G

ru
nd

la
ge

de
n

je
w

ei
lig

en
D

ie
ns

te
n

zu
ge

re
ch

ne
t

w
er

de
n.

E
in

ze
lk

un
de

ng
es

ch
äf

t

G
eb

üh
re

na
br

ec
hn

un
gs

-
un

d
E

in
-

zu
gs

ko
st

en
Lo

hn
-

un
d

G
eh

al
ts

ko
st

en
N

ac
h

M
ög

lic
hk

ei
t

di
re

kt
zu

Pr
od

uk
te

n
un

d
D

ie
ns

te
n;

an
de

rn
fa

lls
au

f
G

ru
nd

la
ge

de
r

A
rb

ei
ts

ze
it

au
f

di
e

Pr
od

uk
te

ve
rt

ei
le

n.
E

in
ze

lk
un

de
ng

es
ch

äf
t

(te
ils

zu
m

K
er

nn
et

z)

So
ns

tig
e

G
eb

üh
re

na
br

ec
hn

un
gs

-
ko

st
en

(e
in

sc
hl

.
un

ei
nb

ri
ng

-
lic

he
r

Fo
rd

er
un

ge
n)

N
ac

h
M

ög
lic

hk
ei

t
di

re
kt

zu
Pr

od
uk

te
n

un
d

D
ie

ns
te

n;
an

de
rn

fa
lls

au
f

G
ru

nd
la

ge
de

r
N

ut
zu

ng
au

f
di

e
Pr

od
uk

te
ve

rt
ei

le
n

(z
.

B
.

A
nz

ah
l

er
st

el
lte

r
R

ec
hn

un
ge

n)
.

E
in

ze
lk

un
de

ng
es

ch
äf

t
(te

ils
zu

m
K

er
nn

et
z)



¬ ¬DE Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften L 141/1713. 5. 98
B

et
ri

eb
s-

ko
st

en
ka

te
go

ri
e

B
es

ch
re

ib
un

g
Z

ur
ec

hn
un

gs
m

et
ho

de
H

au
pt

ge
sc

hä
ft

sf
el

de
r

A
m

ts
ve

rm
itt

lu
ng

sk
os

te
n

Lo
hn

-
un

d
G

eh
al

ts
ko

st
en

N
ac

h
M

ög
lic

hk
ei

t
di

re
kt

zu
D

ie
ns

te
n.

D
ie

Pe
rs

on
al

ko
st

en
fü

r
M

ita
rb

ei
te

r,
di

e
A

uf
ga

be
n

ve
rs

ch
ie

de
ne

r
H

an
dv

er
m

itt
lu

ng
sd

ie
ns

te
du

rc
hf

üh
re

n,
so

llt
en

de
n

be
tr

ef
-

fe
nd

en
D

ie
ns

te
n

au
f

de
r

G
ru

nd
la

ge
de

s
Z

ei
ta

uf
w

an
ds

fü
r

di
e

ve
rs

ch
ie

de
ne

n
A

uf
ga

be
n

zu
ge

re
ch

ne
t

w
er

de
n.

E
in

ze
lk

un
de

ng
es

ch
äf

t

K
os

te
n

fü
r

T
el

ef
on

au
sk

un
ft

sd
ie

ns
t

Lo
hn

-
un

d
G

eh
al

ts
ko

st
en

so
w

ie
so

ns
tig

e
K

os
te

n
D

ir
ek

t
zu

Pr
od

uk
te

n
un

d
D

ie
ns

te
n.

E
in

ze
lk

un
de

ng
es

ch
äf

t

Z
ah

lu
ng

en
an

an
de

re
B

et
re

ib
er

A
us

gl
ei

ch
sz

ah
lu

ng
en

fü
r

ab
ge

-
he

nd
en

in
te

rn
at

io
na

le
n

V
er

ke
hr

D
ir

ek
t

zu
Pr

od
uk

te
n

un
d

D
ie

ns
te

n.
E

in
ze

lk
un

de
ng

es
ch

äf
t

Z
ah

lu
ng

en
fü

r
Z

us
am

m
en

sc
ha

l-
tu

ng
sv

er
ei

nb
ar

un
ge

n
D

ir
ek

t
zu

Pr
od

uk
te

n
un

d
D

ie
ns

te
n.

E
in

ze
lk

un
de

ng
es

ch
äf

t

Fl
an

ki
er

en
de

K
os

te
n

K
os

te
n

fü
r

Fu
nk

tio
ne

n
de

r
Pe

rs
on

al
ab

te
ilu

ng
(H

R
)

H
R

-F
un

kt
io

ns
ko

st
en

so
llt

en
de

m
Pe

rs
on

al
zu

ge
re

ch
ne

t
w

er
de

n,
au

f
da

s
di

e
H

R
-

Fu
nk

tio
n

zu
r

A
nw

en
du

ng
ko

m
m

t,
so

w
ie

au
f

de
rs

el
be

n
G

ru
nd

la
ge

w
ie

di
e

Pe
rs

on
al

-
ko

st
en

fü
r

di
e

H
R

-M
ita

rb
ei

te
r.

A
lle

Fi
na

nz
en

un
d

so
ns

tig
e

un
te

r-
st

üt
ze

nd
e

Fu
nk

tio
ne

n
am

H
au

pt
si

tz

Fa
lls

sp
ez

ie
ll

au
f

ei
n

Pr
od

uk
t,

ei
ne

n
D

ie
ns

t
od

er
ei

n
G

es
ch

äf
t

be
zo

ge
n,

er
fo

lg
t

di
e

Z
ur

ec
hn

un
g

de
m

en
ts

pr
ec

he
nd

.
A

lle

G
eb

äu
de

ko
st

en
un

d
-m

ie
te

n
K

os
te

n
si

nd
in

de
rs

el
be

n
W

ei
se

w
ie

fü
r

G
ru

nd
st

üc
ke

un
d

G
eb

äu
de

zu
zu

re
ch

ne
n

(s
ie

he
A

bs
ch

ni
tt

5)
.

A
lle

A
llg

em
ei

ne
D

V
/I

T
-K

os
te

n
D

en
vo

m
B

et
re

ib
er

ei
ng

es
et

zt
en

au
f

de
r

G
ru

nd
la

ge
de

r
N

ut
zu

ng
de

r
zu

r
U

nt
er

st
üt

-
zu

ng
de

r
je

w
ei

lig
en

A
nw

en
du

ng
ve

rw
en

de
te

n
D

at
en

ve
ra

rb
ei

tu
ng

sg
er

ät
e

zu
zu

-
re

ch
ne

n.
D

ie
de

n
A

nw
en

du
ng

en
zu

ge
re

ch
ne

te
n

K
os

te
n

kö
nn

en
da

ra
uf

hi
n

de
n

Pr
od

uk
te

n
un

d
D

ie
ns

te
n

zu
ge

w
ie

se
n

w
er

de
n,

di
e

vo
n

de
n

A
nw

en
du

ng
en

un
te

r-
st

üt
zt

w
er

de
n.

A
lle

(1 )
N

ic
ht

zu
re

ch
en

ba
re

R
es

tk
os

te
n,

üb
er

de
re

n
B

eh
an

dl
un

g
di

e
na

tio
na

le
n

R
eg

ul
ie

ru
ng

sb
eh

ör
de

n
no

ch
ge

so
nd

er
t

be
fin

de
n

m
üs

se
n,

so
llt

en
vo

n
de

n
B

et
re

ib
en

sp
ez

ie
ll

au
sg

ew
ie

se
n

w
er

de
n.



¬ ¬DE Amtsblatt der Europäischen GemeinschaftenL 141/18 13. 5. 98

5. Kapitalkosten und Kosten für eingesetztes Kapital

Artikel 7 Absatz 2 der Zusammenschaltungsrichtlinie verlangt kostenorientierte Zusammenschaltungsent-
gelte unter Einbeziehung einer vertretbaren Investitionsrendite. Die Bestimmungsfaktoren für die Höhe
dieser Rendite sind:

— die Kapitalkosten und

— ein Kapitalwert.

Die Berechnung und Festsetzung von Kapitalkosten zwecks Festsetzung von Zusammenschaltungsentgelten
geht über den Rahmen dieser Leitlinien hinaus. Allerdings muß die Übereinstimmung zwischen dem Maß
für eingesetztes Kapital, auf dem die Kapitalkosten beruhen, und dem Maß für eingesetztes Kapital, das in
den gemäß der Zusammenschaltungsrichtlinie getrennten Kostenrechnungen ausgewiesen wird, gewahrt
bleiben.

Damit wird es möglich, die tatsächliche prozentuale Rendite, die Betreiber aus ihren regulierten Tätigkeiten,
wie z. B. Zusammenschaltung, erzielen, den von den nationalen Regulierungsbehörden im Zug der Prüfung
der Entgelte für diese Tätigkeit anerkannten Kapitalkosten gegenüberzustellen. Die Forderung nach Über-
einstimmung und die sich daraus ergebenden Folgen für die Zurechnung der Posten des eingesetzten Kapi-
tals sind das zentrale Thema dieses Abschnitts.

5.1. Kapitalkosten

In den Kapitalkosten der Betreiber sollten die Opportunitätskosten für in Netzkomponenten oder andere
zugehörige Wirtschaftsgüter investierte Mittel zum Ausdruck kommen. Im herkömmlichen Sinne sind das:

— die (gewichteten) durchschnittlichen Fremdkapitalkosten für die verschiedenen Formen des vom jewei-
ligen Betreiber gehaltenen Fremdkapitals,

— die Eigenkapitalkosten, gemessen an den Renditen, die den Anteilseignern geboten werden müssen,
damit diese angesichts der damit zusammenhängenden Risiken Investitionen in das Netz tätigen, und

— die Eigen- und Fremdkapitalwerte.

Anhand dieser Informationen lassen sich nunmehr die gewichteten durchschnittlichen Kapitalkosten
(„weighted average cost of capital“, WACC) nach folgender Formel berechnen:

WACC = re · E/(D+E) + rd · D/(D+E)

wobei re die Eigenkapitalkosten, rd die Fremdkapitalkosten, E den Gesamteigenkapitalwert und D den
Gesamtwert verzinslichen Fremdkapitals darstellen.

Die Berechnung der WACC eines einzelnen Betreibers insgesamt ist relativ problemlos, auch wenn sich
über die Herleitung und Höhe der in die WACC-Formel einzusetzenden Werte noch diskutieren ließe.
Allerdings werden die nationalen Regulierungsbehörden gegebenenfalls darüber befinden müssen, ob die
Anwendung der globalen Kapitalkosten, wie durch die WACC ausgedrückt, für die regulierten Tätigkeiten
der Betreiber zweckmäßig ist. Ist dies der Fall, können die gesamten WACC zur Bestimmung von Zusam-
menschaltungsentgelten verwendet werden.

Alternativ dazu könnten die nationalen Regulierungsbehörden auch berücksichtigen, daß für unterschied-
liche Tätigkeiten in der Regel unterschiedliche Risikenprämien gelten, was sich selbst bei gleicher Finanz-
struktur in unterschiedlichen Eigenkapitalkosten „re“ (1) niedergeschlagen könnte. In diesem Fall bestünde
die Möglichkeit einer unterschiedlichen WACC für jede Geschäftstätigkeit oder aufgegliederte Tätigkeiten
wie Mobilfunk, Kabelfernsehen oder internationale Dienste.

5.2. WACC und Kapitalwert

Zur Bestimmung der Rendite, die über die Zusammenschaltungsentgelte erzielt werden muß, ist es erfor-
derlich, die WACC auf einen Kapitalwert für Netzkomponenten und andere diesbezügliche Wirtschaftsgüter
anzuwenden. Wenn sich auch die Fremd- und Eigenkapitalwerte eines Betreibers insgesamt problemlos
ausweisen lassen dürften, ist die entsprechende Ausweisung für die einzelnen Aktivitäten nicht so einfach.
Das liegt daran, daß Entscheidungen über Fremdfinanzierungen im allgemeinen auf Unternehmensebene
getroffen und durch eine Reihe von Faktoren wie historische Kreditfazilitäten und steuerliche Überlegungen

(1) Die Finanzwirtschaft und das tatsächliche Investitionsverhalten zeigen, daß die Eigenkapitalkosten „re“ je nach zugrunde
liegender Tätigkeit und betreffendem Finanzmarkt mit den Kosten einer risikofreien Schuld zuzüglich einer Risikoprä-
mie gleichzusetzen sind. Tätigkeiten mit stärkerem Wettbewerb sind in der Regel mit einem höheren Risiko verbunden.
Die Fremdkapitalkosten „ rd“ variieren ebenfalls je nach Tätigkeit zwischen unterschiedlichen Unternehmen, aber — in-
nerhalb eines bestimmten Finanzmarkts — nicht im gleichen Maß wie die Eigenkapitalkosten „re“. Auch in der Kapital-
struktur (E und D) sollte sich die Bilanz der einzelnen Haupttätigkeiten widerspiegeln. Wenn für verschiedene Tätigkei-
ten nur eine Bilanz erstellt wurde, darf von der gleichen Kapitalstruktur für diese Tätigkeiten ausgegangen werden. In
diesem Kontext kann in der Regel für alle Tätigkeiten die gleiche Struktur der Fremdkapitalkosten „rd“ unterstellt wer-
den, es sei denn, die Bilanzen der Tätigkeiten weisen erhebliche Unterschiede auf.
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bestimmt werden. Die Fremdfinanzierungssituation des Unternehmens muß daher nicht unbedingt mit dem
Finanzierungsbedarf für einzelne Tätigkeiten in Beziehung stehen. Aus diesem Grund bedarf es zur Bestim-
mung des Kapitalwerts für regulierte Tätigkeiten (wie Zusammenschaltung) eines alternativen Ansatzes.

Einer der möglichen Ansätze ergibt sich aus dem folgenden Bilanzausweis:

Einlagen (d. h. Eigenfinanzierung) + Fremdfinanzierung = Reinvermögen außer Fremdfinanzierung (1).

Daraus folgt, daß sich die Kapitalwerte für regulierte Tätigkeiten durch Aufteilung von Reinvermögen oder
eingesetztem Kapital bestimmen lassen. Diese Aufteilung sollte auf kausaler Basis und unter Verwendung
moderner Bewertungsverfahren erfolgen.

5.3. Eingesetztes Kapital

Tabelle 5.1 gibt einen Überblick über mögliche Zurechnungsmethoden für verschiedene Posten eingesetzten
Kapitals sowie Hinweise auf die wichtigsten Geschäfte, denen der Großteil jedes Postens erwartungsgemäß
zugerechnet werden dürfte. Mit Hilfe dieser und gegebenenfalls weiterer Methoden werden die Kapitalwerte
verschiedener der Regulierung unterliegender Tätigkeiten einschließlich Zusammenschaltung bestimmt.

Die Tabelle erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit hinsichtlich der Posten, die als eingesetztes Kapital
klassifiziert werden können, noch hinsichtlich der Methoden, diese Posten verschiedenen Tätigkeiten zuzu-
rechnen.

(1) Anlagevermögen + Umlaufvermögen – Verbindlichkeiten (außer Fremdfinanzierung) – Rückstellungen.
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Zwecks Festsetzung von Entgelten werden sich nationale Regulierungsbehörden wie Betreiber eher mit dem
über einen jeweiligen Zeitraum eingesetzten Kapital befassen als mit dem Kapital, das zu einem bestimmten
Zeitpunkt, z. B. dem Ende des Geschäftsjahrs eingesetzt ist. Der Grund dafür ist, daß eine „Momentauf-
nahme“ zu irgendeinem Zeitpunkt für das durchschnittliche Niveau des von einem Betreiber eingesetzten
Kapitals nicht unbedingt repräsentativ ist. Insbesondere dürften auf einen bestimmten Zeitpunkt zutreffende
Betriebskapitalbilanzen nicht den durchschnittlichen Betriebskapitalbedarf über einen längeren Zeitraum
widerspiegeln. In den getrennten Kostenrechnungen von Betreibern sollte daher das durchschnittlich einge-
setzte Kapital ausgewiesen sein und nicht eine Jahresabschlußbilanz (siehe Abschnitt 7).

5.4. Die Forderung nach Einheitlichkeit bei der Behandlung von Betriebskapital

In Tabelle 5.1 wird ein möglicher Ansatz für die Behandlung von Betriebskapital im Rahmen der Berech-
nung des eingesetzten Kapitals vorgeschlagen. Darüber hinaus existieren jedoch noch andere Ansätze, die
gleichermaßen gerechtfertigt sind. In der Praxis sollten bei Überlegungen zur Behandlung einzelner Posten
des Betriebskapitals zwecks getrennter Buchführung zwei Grundsätze zur Anwendung kommen (1), und zwar:

— Es sollte Einheitlichkeit zwischen der Behandlung von Wirtschaftsgütern und der Behandlung der dazu-
gehörigen Kosten und Erträge herrschen, und

— Einbeziehung oder Ausschluß einzelner Posten sollte sich grundsätzlich in entsprechender Weise auf die
WACC auswirken. Beide Wirkungen (d. h. die Entscheidung zur Einbeziehung bzw. zum Ausschluß von
Posten und die dementsprechende Anpassung der WACC) heben sich hinsichtlich ihres gemeinsamen
Einflusses auf die von Betreibern benötigte absolute Rendite gegenseitig auf.

6. Einnahmen

In Abschnitt 3 wurden bereits einige Grundsätze für die Zurechnung von Kosten und Erträgen zu von den
Betreibern angebotenen Diensten und Produkten dargelegt. Der vorliegende Abschnitt befaßt sich mit der
Anwendung dieser Grundsätze auf die Einnahmen.

6.1. Einnahmen aus Kerntätigkeiten des Sprachtelefondienstes

Es steht zu erwarten, daß sich Erträge aus Kernprodukten und Kerndiensten der Sprachtelefonie direkt den
Produkten und Diensten zurechnen lassen, auf die sie unter Zugrundelegung von Geschäftsbüchern und
Gebührenabrechnungsdaten bezogen sind. In denjenigen Fällen, die eine direkte Zurechnung anhand von
Geschäftsbüchern und Gebührenabrechnungsdaten nicht zulassen, sollten Erträge auf Verursachungsbasis
zugeordnet werden.

Die Zurechnung von Erträgen aus Telefon-Kerndiensten auf Ortsanschlußnetz, Kernnetz und Einzelkunden-
geschäft wird im folgenden zusammengefaßt (2).

Neuanschlußgebühren

Entgelte für die Einrichtung von Neuanschlüssen an das feste Telefonnetz (im Unterschied zur Einrichtung
eines Anschaltepunkts — siehe Zusammenschaltungsentgelte weiter unten) sollten dem Einzelkundenge-
schäft zugewiesen werden.

Tei lnehmeranschlußentgel te

Teilnehmeranschlußentgelte sollten dem Einzelkundengeschäft zugerechnet werden.

Erträge aus Miet le i tungen

Erträge aus Mietleitungen sollten dem Einzelkundengeschäft zugerechnet werden.

Erträge aus der Übertragung von Teilnehmeranschlüssen an andere Betreiber

Erträge aus der Übertragung ausgegliederter Teilnehmeranschlüsse an andere Marktbeteiligte sollten dem
Ortsanschlußnetzgeschäft zugeordnet werden.

Zugangsdef iz i tabgaben

In Mitgliedstaaten, in denen Regelungen zum Ausgleich von Zugangsdefiziten in Kraft sind, sollten die
entsprechenden Zugangsdefizitabgaben dem Ortsanschlußnetzgeschäft zugerechnet werden.

(1) Der Arthur-Andersen-Bericht zur getrennten Buchführung im Kontext des ONP gibt weitere Orientierungshilfen zur
Anwendung dieser Grundsätze auf die Behandlung von Anlageinvestitionen, kurzfristigen Investitionen, langfristigen
Rückstellungen und Verbindlichkeiten für Steuern und Dividenden. Es handelt sich hierbei um potentiell strittige Berei-
che, die im Kontext solider Buchführungspraktiken in jedem Mitgliedstaat betrachtet werden müssen und daher über den
Rahmen der hier dargelegten Leitlinien hinausgehen.

(2) Dieselben Grundsätze gelten sinngemäß für andere Netze.
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Universaldienstabgaben

Kommen in Mitgliedstaaten Regelungen zur Finanzierung von Universaldienstverpflichtungen zur Anwen-
dung, sollten die von anderen Betreibern entrichteten Abgaben dem Einzelkundengeschäft zugerechnet
werden. Darüber hinaus sollten die Kostenrechnungen eine Erläuterung beinhalten, aus der deutlich wird,
daß hinsichtlich der anderen Betreiber und der intern (implizit) in Rechnung gestellten Abgaben keine
Diskriminierung vorliegt.

Zusammenschaltungsentgel te

Zusammenschaltungsentgelte einschließlich der einmaligen Kosten für die Einrichtung eines Anschalte-
punkts und aufkommensbezogener Entgelte sollten dem Kernnetz zugerechnet werden.

Gesprächsgebühren

Erträge aus Gesprächsgebühren sollten dem zuständigen Dienst im Rahmen des Einzelkundengeschäfts
zugerechnet werden.

Vermietung und Verkauf von Endeinrichtungen

Erträge aus der Vermietung und dem Verkauf von Endeinrichtungen wie Telefonen und Fernkopierern
sollten den entsprechenden Diensten unter „Sonstige Tätigkeiten“ zugerechnet werden.

Erträge aus Anzeigen in Teilnehmerverzeichnissen

Erträge aus Anzeigen in Teilnehmerverzeichnissen sollten dem Konto Teilnehmerverzeichnisse unter
„Sonstige Tätigkeiten“ zugerechnet werden.

Technische Dienst le is tungen/Beratung

Erträge aus technischen Dienstleistungen/technischer Beratung — sofern nicht die Zusammenschaltung
betreffend —, sollten den „Sonstigen Tätigkeiten“ zugerechnet werden.

6.2. Sonstige Einnahmen

Betreiber können Einnahmen auch aus Nichttelefondiensten erzielen. Solche Einnahmen sollten gemäß
dem Verursachungsprinzip denjenigen Tätigkeiten zugerechnet werden, auf die sie sich beziehen.

Ein Beispiel dafür wären Einnahmen aus der Untervermietung von Teilen der vom Telefon-Kerngeschäft
genutzten Immobilien, deren Einnahmen sich auf verschiedene Weise behandeln ließen. Als Möglichkeiten
kämen in Frage:

— die Behandlung der Einnahmen als Einnahmen desjenigen Geschäftsfelds, das die Räumlichkeiten unter-
vermietet, sowie

— die Erfassung der Einnahmen unter „Sonstige Tätigkeiten“.

Keiner dieser Ansätze muß unbedingt besser als andere mögliche Ansätze sein. Es ist jedoch wichtig, daß die
Erträge aus Tätigkeiten außerhalb des Kerngeschäfts und die damit in Verbindung stehenden Kosten
einheitlich behandelt werden. Die Mißachtung dieses Grundsatzes würde zu einer Unterbewertung der
Gewinne des einen Geschäfts bei einer Überbewertung der Gewinne des anderen führen.

Einkünfte aus Anlageinvest i t ionen

Einkünfte aus Anlageinvestitionen sollten in der gleichen Weise zugerechnet werden wie die Investitionen,
aus denen sie herrühren. Nach Maßgabe des in Abschnitt 5 gewählten Ansatzes hinsichtlich der Zurechnung
von rein finanziellen Investitionen und Investitionen in nicht verwandte Tätigkeiten wären die Einkünfte aus
solchen Investitionen der Kategorie „Sonstige Tätigkeiten“ zuzurechnen. Einkünfte aus Anlageinvestitionen
sollten dem Ortsanschlußnetz-, Kernnetz- oder Einzelkundengeschäft nur dann zugerechnet werden, wenn
die Zurechnung der diesbezüglichen Investitionen in gleicher Weise erfolgt.

Einkünfte aus kurzfr is t igen Invest i t ionen

Dieselben Grundsätze kommen auf Einkünfte aus kurzfristigen Investitionen zur Anwendung. Die Einkünfte
sollten jeweils dem Geschäft zugerechnet werden, dem auch die mit ihnen im Zusammenhang stehende
Investition zugeordnet ist.

7. Offenlegungspflichten

In diesem Abschnitt der Leitlinien wird dargelegt, welche Informationen Betreiber für die getrennte
Buchführung zusammenstellen müssen und in welchem Umfang diese Informationen veröffentlicht werden
sollten.
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7.1. Vorgeschlagene Bücher

Es sollten getrennte Geschäftsbücher für Tätigkeiten der Betreiber in den Geschäftsfeldern Ortsanschlußnetz,
Kernnetz sowie Einzelkunden erstellt werden. Informationen zu „Sonstigen Tätigkeiten“ sollten in eigenen
Büchern zusammengefaßt werden (1).

Für jede Büchergruppe sollten folgende Informationen zusammengestellt werden:

— eine Gewinn- und Verlustrechnung und

— Bilanzinformationen in einer Form, die mit dem Maß eingesetzten Kapitals übereinstimmt, das der Fest-
setzung von Entgelten zugrunde gelegt wurde.

Unter die Einzelkundengeschäftsaktivitäten von Betreibern fallen sowohl regulierte als auch nichtregulierte
Tätigkeiten. Für jede regulierte Tätigkeit ist gesondert Buch zu führen. Für welche Einzelkundentätigkeiten
getrennte Kostenrechnungen zu erstellen sind, wird von den nationalen Regulierungsbehörden unter
Berücksichtigung der Transparenzforderungen des einzelstaatlichen und des Gemeinschaftsrechts festzulegen
sein.

Es wäre unangemessen, von Betreibern die Offenlegung detaillierter Finanzinformationen über ihre nichtre-
gulierten Tätigkeiten zu verlangen, die sie im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen Berichterstattung
ansonsten nicht offenlegen müßten. Derartige Informationen können als Geschäftsgeheimnisse angesehen
werden. Vielmehr sollten Informationen über die genannten Tätigkeiten als Gesamtsummen ausgewiesen
und unter „Einzelkundengeschäft — Sonstige Tätigkeiten“ geführt werden.

7.2. Berichtsinhalte

Ein Vorschlag für eine Gewinn- und Verlustrechnung sowie eine Bilanz für das Kernnetzgeschäft, die der
Forderung nach getrennter Buchführung nachkommen, sind in Abbildung 7.1 am Schluß dieses Abschnitts
aufgeführt. Entsprechende Vorschläge für Ortsanschlußnetz, Einzelkundengeschäft und sonstige Tätigkeiten
folgen in den Abbildungen 7.2, 7.3 bzw. 7.4.

In sämtlichen Kostenrechnungen sollten eventuelle Transferentgelte von oder zu anderen Geschäften
explizit ausgewiesen sein. Beispielsweise sollten Entgelte, die vom eigenen Einzelkundengeschäft eines
Betreibers für Zusammenschaltungsdienste entrichtet werden, eindeutig als Kosten in den Einzelkundenge-
schäftsbüchern und als Ertragsposten in den Kernnetzbüchern erscheinen.

Aus den Kostenrechnungen sollten ebenso etwaige Differenzen zwischen den verschiedenen Tätigkeiten des
Betreibers zugerechneten Kosten und den Kosten, die von den nationalen Regulierungsbehörden zwecks
Festsetzung von Entgelten anerkannt werden, eindeutig ersichtlich sein. Damit würde Transparenz
hinsichtlich des Umfangs der von den nationalen Regulierungsbehörden für die Entgeltbemessung nicht
herangezogenen Kosten und der Gründe für deren Ausschluß geschaffen.

7.3. Grundlage

Getrennte Kostenrechnungen sollten auf der Grundlage von Wiederbeschaffungskosten erstellt werden. Eine
Anleitung zur Anwendung der auf Wiederbeschaffungspreisen basierenden Kostenrechnungskonzepte wird
in der Anlage gegeben.

7.4. Rechnungsprüfung

Gemäß Artikel 8 der Zusammenschaltungsrichtlinie müssen die getrennten Bücher der Betreiber einer
unabhängigen Rechnungsprüfung in Übereinstimmung mit den einschlägigen nationalen Rechtsvorschriften
unterzogen werden.

7.5. Sonstige Informationen

Im Rahmen der getrennten Buchführung sollten auch die folgenden Informationen dargelegt werden:

— eine Erklärung über Buchführungsmethoden, die für die Erstellung der Kostenrechnungen eingesetzt
wurden;

— eine Abstimmung der getrennten Kostenrechnungen mit den gesetzlich vorgeschriebenen Büchern des
Betreibers;

(1) Falls nationale Regulierungsbehörden, wie in Abschnitt 1 erörtert, eine getrennte Buchführung für bestimmte „Sonstige
Tätigkeiten“ verlangen, muß auch eine dementsprechende Berichterstattung erfolgen. Der Umfang der unter „Sonstige
Tätigkeiten“ geführten Tätigkeiten würde sich damit reduzieren.
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— eine Matrix, in der die gesamten Transferentgelte zwischen verschiedenen Konten zusammengefaßt sind.
Diese Matrix wird den Gesamtbetrag der zum Beispiel vom Kernnetz zum Einzelkundengeschäft transfe-
rierten Entgelte zusammenfassen und wird somit zu einer Eingangsgröße für die Abstimmung der
getrennten Bücher mit den gesetzlich vorgeschriebenen Büchern;

— eine Beschreibung der Grundlage, auf der nicht zurechenbare Kosten den verschiedenen Konten zuge-
rechnet wurden (1);

— Informationen über die der Erstellung getrennter Bücher zugrunde gelegte Kostenzurechnungsmethodik.
Dies muß mit einem ausreichenden Detaillierungsgrad erfolgen, um die Beziehungen zwischen Kosten
und Zusammenschaltungsentgelten zu verdeutlichen;

— eine Bilanz, aus der die durchschnittlichen Kosten für Netzkomponenten hervorgehen, sowie

— in denjenigen Mitgliedstaaten, in denen Verfahren zur Finanzierung von Universaldienstverpflichtungen
zur Anwendung kommen, eine Erläuterung, aus der deutlich wird, daß hinsichtlich der anderen Betrei-
bern und der intern (implizit) in Rechnung gestellten Abgaben keine Diskriminierung vorliegt.

Das Format, in dem die vorgenannten Informationen vorgelegt werden sollen, wird durch die Betreiber in
Absprache mit ihrer nationalen Regulierungsbehörde bestimmt.

Die Zusammenschaltungsrichtlinie schreibt Betreibern darüber hinaus vor, daß sie die Zusammenschaltung
mit anderen Betreibern zu denselben Bedingungen gewährleisten, die sie für ihre eigenen Dienste (d. h.
intern) oder die ihrer Tochtergesellschaften oder Partner bereitstellen. Für diese Zwecke müssen die
Betreiber ihrer nationalen Regulierungsbehörde Informationen zur Verfügung stellen, aus denen hervorgeht,
daß hinsichtlich der intern und der extern bereitgestellten Dienste der Grundsatz der Nichtdiskriminierung
eingehalten wurde. Es obliegt den nationalen Regulierungsbehörden Möglichkeiten zu prüfen, wie solche
Informationen bereitgestellt und validiert werden sollen.

7.6. Veröffentlichung von Informationen

Die Offenlegung von Informationen nach Maßgabe der Zusammenschaltungsrichtlinie dient einer Reihe
von Zwecken. Unter anderem

— macht sie die Beziehung zwischen Zusammenschaltungsentgelten und Kosten transparent;

— stellt sie Transparenz her hinsichtlich der Zusammenschaltungsentgelte, die vom Einzelkundengeschäft
des Betreibers selbst entrichtet werden, und schafft damit Sicherheit, daß hinsichtlich der internen und
externen Bereitstellung von Zusammenschaltungsdiensten keine unrechtmäßige Diskriminierung
herrschte;

— hilft sie, das Vertrauen in die Verfahrensweisen der Zusammenschaltung zu stärken.

Die nationalen Regulierungsbehörden sollten zur Veröffentlichung möglichst vieler der genannten Informa-
tionen anhalten.

Informationen, die erwiesenermaßen Geschäftsgeheimnisse darstellen, sollten nicht offengelegt werden.

Zwangsläufig werden sich Änderungen hinsichtlich der von den Betreibern genutzten Kostenzurechnungs-
methoden ergeben, insbesondere für diejenigen Betreiber, denen in der Vergangenheit eine getrennte
Buchführung nicht vorgeschrieben war. Unter diesem Gesichtspunkt sollten die nationalen Regulierungsbe-
hörden Überlegungen anstellen, in welchem Umfang die vorgenannten Informationen bereits im ersten Jahr
nach Verabschiedung der Zusammenschaltungsrichtlinie zu veröffentlichen sind. Die von den Betreibern
zugrunde gelegte Kostenzurechnungsmethodik sollte unverzüglich öffentlich gemacht werden.

(1) Die beste Praxis besteht darin, nicht zurechenbare Kosten in den Ex-post-Finanzberichten in derselben Weise zuzurech-
nen, wie dies zwecks Festsetzung von Zusammenschaltungsentgelten erfolgte.
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Abbildung 7.1

Vorgeschlagene Offenlegungsformate für das Kernnetzgeschäft

a) Gewinn- und Verlustrechnung

Laufendes
Jahr

Vorjahr

Umsatz

aus Einzelkundengeschäft

aus sonstigen Tätigkeiten

Gesamtumsatz �1

Betriebskosten

CCA-Anpassungen

Betriebskosten insgesamt �2

Rendite �3 =�1 –�2

Die Berechnung der Rendite muß mit der Basis, auf der die Kapitalkosten berechnet werden, überein-
stimmen. Deshalb sollte die in den Büchern ausgewiesene Rendite, falls — wie im Haupttext der Leitli-
nien vorgesehen — WACC vor Steuer und vor Zinsen eingesetzt werden, dem Gewinn vor Steuer und
Zinsen entsprechen.

b) Bilanzinformation

Laufendes
Jahr

Vorjahr

Anlagevermögen

Sachanlagevermögen

immaterielles Anlagevermögen

Investitionen

Anlagevermögen insgesamt �1

Umlaufvermögen

Bestände

Debitoren

Investitionen

Bankguthaben und Kassenbe-
stand

Umlaufvermögen insgesamt �2

Kreditoren �3

Rückstellungen für Verbindlich-
keiten und Entgelte �4

Mittleres eingesetztes Kapital �5 =�1 +�2 –�3 –�4

Alle Einträge in der „Bilanz“ sollten auf Wiederbeschaffungskosten beruhen. Es sollte sich um Durch-
schnittswerte für das entsprechende Jahr handeln. Wo möglich und von Belang, sollte es sich bei den
ausgewiesenen Durchschnittswerten um gewichtete Werte handeln. Falls entsprechende Informationen
nicht zur Verfügung stehen, kann vorerst ein vereinfachter Durchschnittswert aus Eröffnungs- und
Schlußbilanz eingesetzt werden.
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c) Rendite aus eingesetztem Kapital

Laufendes
Jahr

Vorjahr

Rendite �1

Mittleres eingesetztes Kapital �2

Rendite aus mittlerem eingesetzten Kapital (%) �3 =�1 /�2
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Abbildung 7.2

Vorgeschlagene Offenlegungsformate für das Ortsanschlußnetzgeschäft

a) Gewinn- und Verlustrechnung

Laufendes
Jahr

Vorjahr

Umsatz

Tranferentgelte des Einzelkundengeschäfts

Von anderen Betreibern (sofern zutreffend)

Umsatz insgesamt �1

Betriebskosten

CCA-Anpassungen

Betriebskosten insgesamt �2

Rendite (ausgenommen ADC, sofern zutreffend) �3 =�1 –�2

ADC (sofern zutreffend)

von anderen Betreibern

vom Einzelkundengeschäft

ADC insgesamt �4

Rendite (einschl. ADC, sofern zutreffend) �5 =�3 +�4

b) Bilanzinformation

Wie Kernnetz

c) Rendite aus eingesetztem Kapital

Wie Kernnetz
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Abbildung 7.3

Vorgeschlagene Offenlegungsformate für das Einzelkundengeschäft

a) Gewinn- und Verlustrechnung

Laufendes
Jahr

Vorjahr

Umsatz

Neuanschlußgebühren

Anschlußgrundgebühren

Gesprächsgebühren

sonstiger Umsatz

Umsatz insgesamt �1

Betriebskosten

Einzelkundenspezifische Betriebskosten

an Kernnetz gezahlte Transferentgelte

an Ortsanschlußnetz gezahlte Transferent-
gelte

an Ortsanschlußnetz gezahlte ADC (sofern
zutreffend)

CCA-Anpassungen

Betriebskosten insgesamt �2

Rendite (ausgenommen Universaldienstabgaben,
sofern zutreffend) �3 =�1 –�2

Universaldienstabgaben von anderen Betreibern
(sofern zutreffend) (1) �4

Rendite (inbegriffen Universaldienstabgaben,
sofern zutreffend) �5 =�3 +�4

Die gleichen Formate würden für gesonderte regulierte Tätigkeiten innerhalb des Einzelhandelsge-
schäfts gelten.

b) Bilanzinformation

Wie Kernnetz

c) Rendite aus eingesetztem Kapital

Wie Kernnetz

(1) Intern zur Anwendung gebrachte Universaldienstabgaben würden sich netto gegeneinander aufrechnen und sind daher in
der Gewinn- und Verlustrechnung für das Einzelkundengeschäft nicht ausgewiesen.
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Abbildung 7.4

Vorgeschlagene Offenlegungsformate für sonstige Tätigkeiten

a) Gewinn- und Verlustrechnung

Laufendes
Jahr

Vorjahr

Umsatz �1

Betriebskosten �2

Rendite �3 =�1 –�2

Wie im Haupttext der Leitlinien erörtert, wären Argumente für eine Aufgliederung der „Sonstigen
Tätigkeiten“ zwecks Schaffung größerer Transparenz hinsichtlich der Leistung spezieller Tätigkeiten
zulässig. Den einzelnen nationalen Regulierungsbehörden obliegt es daher, den Umfang festzulegen, in
dem für solche Tätigkeiten getrennte Kostenrechnungen erstellt werden müssen.

b) Bilanzinformation

Wie Kernnetz

c) Rendite aus eingesetztem Kapital

Wie Kernnetz
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Anlage

Kostenrechnung auf der Grundlage von Wiederbeschaffungswerten

1. Berechnung des Wiederbeschaffungswerts von Wirtschaftsgütern

Die Bewertung von Wirtschaftsgütern ist ein wesentliches Element der auf Wiederbeschaffungswerten beru-
henden Kostenrechnungsmethodik. Wirtschaftsgüter ließen sich nach folgenden Belangen und Entschei-
dungsregeln bewerten:

Nettowiederbeschaffungskosten

Die Nettowiederbeschaffungskosten sind die Kosten für das Ersetzen eines Wirtschaftsguts durch ein Wirt-
schaftsgut gleicher Merkmale und gleichen Alters.

Ein entscheidendes Element der Formel ist die Berechnung der Wiederbeschaffungskosten für das Wirt-
schaftsgut. Wiederbeschaffungskosten können im einfachen Fall die heute anfallenden Kosten für das
Ersetzen des Wirtschaftsguts durch ein identisches Wirtschaftsgut sein. Bei raschem technologischem
Wandel kann es allerdings sein, daß ein Wirtschaftsgut nicht mehr ersetzbar ist (weil es z. B. nicht mehr
hergestellt wird). In diesem Fall ist es erforderlich, den Wert eines modernen Äquivalenzguts (Modern Equi-
valent Asset, „MEA“) zu berechnen, d. h. den Wert eines Wirtschaftsguts mit derselben Leistungsfähigkeit
und Funktionalität wie das vorhandene Wirtschaftsgut. Fragen der Berechnung von MEA-Werten für Tele-
kommunikationsbetreiber werden weiter unten behandelt.

Deprival Value

Deprival Value („DV“) bezeichnet den für die Organisation erzielbaren Gegenwert für das Wirtschaftsgut, das
heißt, den jeweils höheren Wert beim Vergleich zwischen dem Economic Value, den das Wirtschaftsgut dem
Unternehmen voraussichtlich einbringt und dem Netto-Realisationswert (Net Realisable Value, „NRV“) im
Fall eines Verkaufs des Wirtschaftsguts.

Economic Value

Der Economic Value („EV“) ist ein Maß für den Wert eines Wirtschaftsguts auf der Grundlage des derzeitigen
Nettowerts zukünftiger Cash-flows.

Die Bewertungsregeln lassen sich wie folgt zusammenfassen:
— Wenn EV ; NRV, so wird das Unternehmen das Wirtschaftsgut weiter wie bisher einsetzen.
— Wenn NRV ; EV, so wird das Unternehmen das Wirtschaftsgut veräußern, da die Erträge aus dem

Verkauf den Economic Value übersteigen würden, der sich durch den weiteren Einsatz dieses Wirt-
schaftsguts voraussichtlich generieren ließe.

Der Deprival Value oder erzielbare Wert des Wirtschaftsguts ist deshalb der jeweils höhere der beiden
Beträge EV und NRV. Demnach belaufen sich die Wiederbeschaffungskosten auf den jeweils niedrigeren der
beiden Beträge für Deprival Value und Nettowiederbeschaffungskosten, d. h. den jeweils niedrigeren der
Beträge, den das Unternehmen aus dem Wirtschaftsgut erzielen könnte bzw. den es das Unternehmen
kosten würde, das Wirtschaftsgut durch ein identisches Wirtschaftsgut zu ersetzen.

2. Fragen der Bewertung von „Modernem Äquivalenzgut“

Die Anwendung der CCA-Methodik auf dem Gebiet der Telekommunikation gestaltet sich aufgrund der
Geschwindigkeit des technologischen Wandels in dieser Branche kompliziert. Daraus ergeben sich Konse-
quenzen sowohl bei der Ermittlung angemessener Wiederbeschaffungskosten für veraltende Technologie-
güter als auch hinsichtlich der Forderung, daß die Ersatzwirtschaftsgüter denselben Grad an Funktionalität
und Leistung aufweisen müssen.

Beispiele für technologische Fragen, vor denen Telekommunikationsbetreiber stehen, sind unter anderem
die Wahl zwischen
— Kupfer- und Glasfaserkabel,
— analoger und digitaler Vermittlung sowie
— PDH- und SDH-Übertragungstechnologie.

In bezug auf Funktionalität und Effizienz sind die neuen Technologien den alten in der Regel deutlich über-
legen. Da MEA-Werte jedoch Wirtschaftsgüter äquivalenter Leistung und Funktionalität widerspiegeln
müssen, machen sich Anpassungen hinsichtlich des aktuellen Beschaffungspreises wie auch der in Ansatz zu
bringenden Betriebskosten erforderlich (beispielsweise könnte das neue Wirtschaftsgut weniger Wartungsauf-
wand erfordern).

3. Anpassungen bei Zugrundelegen von Wiederbeschaffungskosten (CCA)

Für die CCA-Methode existieren zwei alternative Ansätze. Beide unterscheiden sich hinsichtlich der Behand-
lung der „Kapitalerhaltung“, das heißt der Art und Weise, wie bei der Feststellung des Gewinns das Kapital
des Unternehmens betrachtet wird.
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Kapital kann einerseits unter betrieblichen Gesichtspunkten gesehen werden (nämlich als die Fähigkeit
eines Unternehmens, Waren und Dienstleistungen zu produzieren), und andererseits unter finanziellen
Gesichtspunkten (als Wert der Eigenkapitalbeteiligung). Die beiden Betrachtungsweisen werden daher als
Betriebskapitalerhaltung bzw. als Finanzkapitalerhaltung bezeichnet.
— Die Betriebskapitalerhaltung („Operating Capital Maintenance“, OCM) geht von der Arbeitsfähigkeit des

Unternehmens aus. Befürworter des OCM-Ansatzes messen die Kapitalerhaltung daran, ob das Unter-
nehmen zum Ende einer Berichtsperiode noch dieselbe Betriebsfähigkeit — bzw. Produktionskapazität
— besitzt wie zu deren Beginn (1).

— Die Finanzkapitalerhaltung („Financial Capital Maintenance“, FCM) untersucht, ob das Finanzkapital des
Unternehmens gemessen an den Wiederbeschaffungspreisen erhalten bleibt. Das Kapital gilt als erhalten,
wenn das Eigenkapital zum Ende einer Berichtsperiode dasselbe Niveau in konstanten Preisen aufweist
wie zu deren Beginn (2).

3.1. Die wichtigsten Anpassungen im Rahmen der OCM

Wie oben ausgeführt, befaßt sich dieses Konzept mit der Erhaltung der Produktivität des Betreibers. Eine der
bedeutendsten Anpassungen betrifft dabei die Neubewertung von Anlagevermögen auf der Grundlage von
Wiederbeschaffungskosten. Infolge dieser Neubewertung sind zusätzliche Anpassungen erforderlich, um
auch neue Abschreibungsbeträge festzulegen, wie weiter unten ausgeführt.

Neubewertung von Anlagevermögen

Im Rahmen der OCM erfolgt eine Neubewertung des Bruttobuchwerts von Wirtschaftsgütern, um spezi-
fische Preisänderungen bei Wirtschaftsgütern und technologische Änderungen zu berücksichtigen.

Eine der Möglichkeiten zur Berechnung der Wiederbeschaffungskosten von Wirtschaftsgütern besteht in der
Anwendung spezieller Preisindizes auf die vorliegenden Bruttobuchwerte von Wirtschaftsgütern, wie sie von
der Beschaffungsabteilung des Unternehmens genannt werden könnten. Alternativ dazu ließen sich auch
MEA-Bewertungsmethoden („Modern Equivalent Asset“) zugrunde legen. Dabei wird für Wirtschaftsgüter der
Wert von „modernen Äquivalenzgütern“ unter Berücksichtigung von Kosten-„Kürzungen“ angesetzt. Diese
Kürzungen werden weiter unten besprochen.

Ergänzende Abschreibung

Die auf das Jahr angewendete Abschreibung wird auf der Grundlage der Güterneubewertung berechnet.
Damit wird gewährleistet, daß die Wiederbeschaffungskosten von im Laufe des Jahres konsumiertem Anla-
gevermögen dem Ertrag als Belastung gegenübergestellt werden. Die OCM-Abschreibungsbelastung für jedes
Wirtschaftsgut bzw. für jede Gruppe von Wirtschaftsgütern läßt sich — lineare Abschreibung vorausgesetzt
— durch Teilen der Bruttowiederbeschaffungskosten für ein Wirtschaftsgut durch dessen Lebensdauer
herleiten.

Die ergänzende Abschreibung ist die Differenz zwischen der Belastung durch Abschreibung gemäß Anschaf-
fungskosten und der Belastung durch Abschreibung gemäß Wiederbeschaffungskosten. Sie kann positiv oder
negativ sein — je nachdem, ob der Wert des Wirtschaftsguts steigt oder fällt. In der Gewinn- und Ver-
lustrechnung wird sie gegen den Gewinn verbucht.

Veranschaul ichung dieser Konzepte

Die nachstehenden Tabellen veranschaulichen die genannten Konzepte am Beispiel eines für 10 000 ECU
erworbenen Wirtschaftsguts. Die für das Wirtschaftsgut angenommene Lebensdauer beträgt 4 Jahre. Zur
Vereinfachung wird eine lineare Abschreibung zugrunde gelegt. In Tabelle 1 wird davon ausgegangen, daß
die Wiederbeschaffungskosten für das Wirtschaftsgut jährlich um 10 % sinken. Demgegenüber basiert
Tabelle 2 auf der Annahme, daß sich die Wiederbeschaffungskosten pro Jahr um 5 % erhöhen.

Tabelle 1

Um 10 % pro Jahr sinkende Wiederbeschaffungskosten

Jahr
Wieder-

beschaffungs-
kosten

Abschreibung

Abschreibung
Wieder-

beschaffungs-
kosten

Abschreibung
Anschaffungs-

kosten

Ergänzende
Abschreibung

Kumulative
Abschreibung

„Verlangte“
Abschreibung

Nachgeholte
Abschreibung

0 10 000

1 9 000 2 250,00 2 500,00 (250,00) 2 250,00 2 250,00 0

2 8 100 2 025,00 2 500,00 (475,00) 4 275,00 4 050,00 (225,00)

3 7 290 1 822,50 2 500,00 (677,50) 5 872,50 5 467,50 (405,00)

4 6 561 1 640,25 2 500,00 (859,75) 7 107,75 6 561,00 (546,75)

(1) Im Hinblick auf Effizienz und bei langfristigem Ansatz.
(2) In bezug auf Kapital, wie es von einem effizienten Betreiber eingesetzt wird.
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Tabelle 2

Um 5 % pro Jahr steigende Wiederbeschaffungskosten

Jahr
Wieder-

beschaffungs-
kosten

Abschreibung

Abschreibung
Wieder-

beschaffungs-
kosten

Abschreibung
Anschaffungs-

kosten

Ergänzende
Abschreibung

Kumulative
Abschreibung

„Verlangte“
Abschreibung

Nachgeholte
Abschreibung

0 10 000,00

1 10 500,00 2 625,00 2 500,00 125,00 2 625,00 2 625,00 0

2 11 025,00 2 756,25 2 500,00 256,25 5 381,25 5 512,50 131,25

3 11 576,25 2 894,06 2 500,00 394,06 8 406,56 8 682,19 275,63

4 12 155,06 3 038,77 2 500,00 538,77 11 720,96 12 155,06 434,10

Herleitung/Erläuterung:

— Wiederbeschaffungskosten sind die Bruttowiederbeschaffungskosten für das Wirtschaftsgut.

— Die Wiederbeschaffungskostenabschreibung leitet sich aus den Bruttowiederbeschaffungskosten für das Wirtschaftsgut
geteilt durch dessen Lebensdauer her.

— Die Anschaffungskostenabschreibung sind die ursprünglichen Anschaffungskosten für das Wirtschaftsgut geteilt durch
dessen Lebensdauer.

— Ergänzende Abschreibung ist die zusätzlich angesetzte Abschreibung infolge der Neubewertung des Wirtschaftsguts (läßt
sich auch als Wiederbeschaffungskostenabschreibung minus Anschaffungskostenabschreibung herleiten).

— Kumulative Abschreibung ist die Summe aus kumulativer Wiederbeschaffungskostenabschreibung bei Ende des voraus-
gegangenen Zeitraums, nachgeholter Abschreibung für den vorausgegangenen Zeitraum und laufender Kostenabschrei-
bung für den laufenden Zeitraum. Dies entspricht der verlangten Abschreibung bei Ende des vorausgegangenen
zuzüglich laufender Abschreibung des laufenden Zeitraums.

— „Verlangte“ Abschreibung ist die kumulative Abschreibung, die ausgehend von den Wiederbeschaffungskosten für das
Wirtschaftsgut gebucht worden wäre — mit anderen Worten, die Differenz von Brutto- und Nettowiederbeschaffungsko-
sten für das Wirtschaftsgut.

— Nachgeholte Abschreibung ist die Differenz von verlangter Abschreibung und kumulativer Abschreibung.

3.2. Weitere Anpassungen im Rahmen der Finanzkapitalerhaltung (FCM)

Bei Anwendung der FCM sind hinsichtlich der Neubewertung von Anlagevermögen und der ergänzenden
Abschreibung ähnliche Anpassungen vorzunehmen wie bei Anwendung des OCM-Konzepts. Allerdings sind
bei der FCM-Methode weitergehende Anpassungen hinsichtlich eines Teils der für die Gewinn- und Ver-
lustrechnung zugrunde gelegten Verfahrensweisen erforderlich, um nicht realisierte Vermögenswertände-
rungen (Gewinne wie Verluste) zu berücksichtigen, die sich infolge der speziell auf ein Wirtschaftsgut zutref-
fenden Inflation des auf Wiederbeschaffungskosten beruhenden Werts von Wirtschaftsgütern und infolge
der generellen Inflation des Eigenkapitals ergeben. (1)

4. Welches Kapitalerhaltungskonzept ist anzuwenden?

Vorstehend wurden die wichtigsten Anpassungen der Anschaffungskostenrechnungen erörtert, die erfor-
derlich sind, um Informationen zu den Wiederbeschaffungskosten unter Anwendung des OCM- und des
FCM-Konzepts herzuleiten. Diese Erörterung wurde hier aufgenommen, um der Tatsache Rechnung zu
tragen, daß die Überleitung von vollständig zugerechneten Anschaffungskosten zu den LRAIC als Grundlage
für die Festsetzung von Zusammenschaltungsentgelten eine Bewertung der Wirtschaftsgüter hinsichtlich
ihres Marktwerts (bzw. der Wiederbeschaffungskosten) erfordert. Die Verwendung von Wiederbeschaffungs-
kosteninformationen ist somit ein zentraler Aspekt für die Festsetzung angemessener Zusammenschaltungs-
entgelte, weshalb der Wahl der Kapitalerhaltung, wie sie bei einem effizienten Betreiber zur Anwendung
käme, besondere Beachtung zu schenken ist. (2).

(1) Im Arthur-Andersen-Bericht zur getrennten Buchführung im Kontext des ONP finden sich weitere Anleitungen für
buchtechnische Anpassungen im Rahmen von Finanzkapitalerhaltungskonzepten.

(2) Ein effizientes Niveau der Investitionen in Wirtschaftsgüter vorausgesetzt.
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Bei Verwendung der OCM zur Festsetzung von Entgelten würde sich der Ertragsbedarf (1) als Summe aus
Betriebskosten, Anschaffungskostenabschreibung, ergänzender Abschreibung und Nettokapitalrendite
herleiten. Im Fall der FCM wäre der Ertragsbedarf die Summe aus Betriebskosten, Anschaffungskostenab-
schreibung, ergänzender Abschreibung und Nettokapitalrendite abzüglich nicht realisierter Vermögenswert-
zuwächse/-verluste zuzüglich der Eigenkapitalanpassungen. Je nach Kapitalerhaltungskonzept fällt der erfor-
derliche Ertrag somit unterschiedlich aus.

Bei Anwendung des OCM-Konzepts könnten systematisch unzureichende oder überschüssige Renditen in
das Niveau der zulässigen Rendite einfließen (abhängig davon, ob die speziell auf ein Wirtschaftsgut zutref-
fende Inflation niedriger oder höher als die generelle Inflation angesetzt wurde). Dies wäre kein wünschens-
wertes Merkmal für ein regulatorisches Verfahren, da es keinen geeigneten Investitionsanreiz schaffen würde.
Aus diesem Grund ist die FCM als Kapitalerhaltungskonzept vorzuziehen.

(1) Definiert als das zur Erzielung einer annehmbaren Rendite erforderliche Einnahmenniveau.


